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Executive Summary
Im Jahr 2025 haben sich die Angriffe und Bedrohungen gegen die demokrati-
sche Zivilgesellschaft Thüringens durch rechtsextreme Akteur*innen intensi-
viert. Zugleich haben demokratische Akteur*innen deren Narrative und Delegitima-
tionsversuche übernommen und z. T. in Regierungs- und Verwaltungshandeln 
integriert.

Extrem rechte Metapolitik ist immer auch „Gefühlsarbeit“. Vor allem die AfD 
macht sich das zunutze. Diese Tatsache erfordert eine entschlossene Reaktion durch 
zivilgesellschaftliche Akteur*innen im Kampf gegen die extreme Rechte.

Im Bundestagswahljahr 2025 zeigte sich in der Telegram-Kommunikation der 
AfD ein anderes Bild als oft angenommen: Statt einer zunehmenden Zuspitzung 
populistischer Sprache traten offizielle Parteikanäle im heißen Wahlkampf vergleichs-
weise moderater auf, während das parteinahe Unterstützerumfeld konstant und un-
gefiltert kommunizierte. Diese Arbeitsteilung verweist auf unterschiedliche Rollen 
und Funktionen innerhalb des digitalen Kommunikationsraums der Partei. Gleich-
zeitig deutet die überproportionale Erwähnung kleinerer und mittlerer Städte in offi-
ziellen und parteinahen AfD-Telegramkanälen auf eine langfristige regionale Veran-
kerung hin.

Für Schulen sind die Herausforderungen im Umgang mit der extremen Rech-
ten immens. Die Qualität und Quantität von Vorfällen haben massiv zugenommen. 
Aus der Beratungspraxis von MOBIT wird dieser Befund verdeutlicht und es werden 
Handlungsmöglichkeiten aufgezeigt.

Der Aufstieg der AfD verstärkt bei internationalen Studierenden in Thüringen 
spürbar Verunsicherung, insbesondere durch auch offene rassistische Erfah-
rungen im Alltag. Dies ergibt sich aus den ARAPiS-Interviews mit internationalen 
Studierenden und Absolvent*innen der Uni Jena. Diese Wahrnehmungen beeinflus-
sen ihre Zukunftspläne und können Abwanderung fördern. Gleichzeitig wirkt Jena als 
vergleichsweise offener Standort stabilisierend – insbesondere durch seine Interna-
tionalität und eine sichtbare, aktive Zivilgesellschaft, die als zentraler Haltfaktor fun-
giert.
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Am 10. April 2025  wurden auf dem Campus der TU Ilmenau internationale 
Studierende aus einem fahrenden Auto mit Hartgummigeschossen beschos-
sen, mehrere Personen wurden verletzt. Betroffene bewerten die Tat nicht als 
Einzelfall, sondern als Ausdruck eines rassistischen Klimas und alltäglicher Anfein-
dungen. Die institutionelle Kommunikation wurde teils als verharmlosend und un-
empathisch wahrgenommen, während zivilgesellschaftliche Solidarität wichtige Un-
terstützung bot. Der Angriff wirkte als Brennglas für bestehende Unsicherheiten und 
verdeutlichte den Bedarf an klarer Positionierung, Schutz und strukturellen Konse-
quenzen.

Die Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus (RIAS) Thüringen er-
fasst und dokumentiert antisemitische Vorfälle in Thüringen auf wissen-
schaftlicher Basis. Insbesondere aus dem rechtsextremen Spektrum lassen sich 
ideologische Verschränkungen von modernem Antisemitismus, völkischer Unter-
gangsideologie und Antijudaismus beobachten, die auch in die AfD hineinragen.

2025 kommt das unabhängige Gutachten „Todesfälle mutmaßlich rechter Ge-
walt in Thüringen seit 1990“ zu dem Ergebnis, dass mindestens zehn Men-
schen im Freistaat infolge rechter Tatmotivation starben. Die Forscher*innen 
empfehlen die offizielle Anerkennung der Todesfälle sowie eine Reform des polizei-
lichen Meldesystems. Damit bestätigt die Studie weitgehend die Einschätzungen zi-
vilgesellschaftlicher Akteur*innen, welche seit Jahren davon ausgehen, dass es in 
Thüringen mehr Todesopfer rechter Gewalt gibt als den bislang einzig anerkannten 
Ermordeten Karl Sidon.

Wer gilt als Thüringer*in? Auf Basis des Thüringen-Monitors 2025 wird unter-
sucht, welche Zugehörigkeitskriterien die Bevölkerung für relevant hält und 
wie diese mit migrant*innenfeindlichen Einstellungen zusammenhängen. Die 
Ergebnisse zeigen: Erwerbbare, partizipative und emotionale Kriterien dominieren 
das Zugehörigkeitsverständnis. Dennoch halten 47 % der Befragten die Geburt in 
Thüringen für wichtig. Dieses exklusive, herkunftsbasierte Zugehörigkeitsverständ-
nis geht häufig mit migrant*innenfeindlichen Einstellungen einher. Regionale Identi-
tät kann je nach Verständnis integrativ oder ausgrenzend wirken.

Im Jahr 2025 hat die Opferberatung ezra im Rahmen ihres unabhängigen Mo-
nitorings zu rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt in Thüringen 
181 Angriffe erfasst, bei denen mindestens 292 Menschen direkt betroffen 
oder mit angegriffen wurden. Damit fanden in Thüringen mehr als drei rechte Ge-
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walttaten pro Woche statt. Folglich bewegen sich die Fallzahlen weiterhin auf dem 
sehr hohen Niveau der letzten Jahre. Von einer nachhaltigen Deeskalation kann an-
gesichts der Bedrohungslage für (potenziell) Betroffene rechter Gewalt nicht die 
Rede sein. Vielmehr wird eine Gewöhnung an rechte Gewalttaten beobachtet.

Thüringen bleibt ein zentraler Raum für rechtsextreme Entwicklungen. Die 
elektoralen Erfolge der AfD sowie die mannigfaltigen Aktivitäten der gesamten anti-
demokratischen Bewegung mit all ihren Ausprägungen setzten sich auf sehr hohem 
Niveau fort. Thüringen steht bei diesen Entwicklungen im Zentrum als Aktionsraum 
und Wegbereiter bundesweiter Entwicklungen.

Als zentrale Akteur*innen der Demokratiearbeit stehen Selbstorganisationen 
und Selbstvertretungsstrukturen marginalisierter Communities, insbesonde-
re im ländlichen Raum Thüringens, vor vielfältigen Herausforderungen. Trotz 
zunehmend widriger Bedingungen ermöglichen sie gesellschaftliche Teilhabe und 
verdeutlichen einmal mehr die Notwendigkeit einer auf Vielfalt und Inklusion be-
dachten Engagementpraxis.
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Grußwort  
der Thüringer Ministerin  
für Soziales, Gesundheit,  
Arbeit und Familie
 
Liebe Leserinnen und Leser,

ich freue mich, dass die Thüringer Zustände nun bereits zum sechsten Mal vorliegen. 
Sie sind ein gemeinsames Produkt von Institutionen und Organisationen aus Wis-
senschaft und Zivilgesellschaft, deren wichtige Arbeit durch das Landesprogramm 
für Demokratie, Toleranz und Weltoffenheit DenkBunt ermöglicht wird. Damit steht 
die Publikation beispielhaft für eine erfolgreiche Zusammenarbeit, die Wirkung ent-
faltet. Als faktenbasierter Seismograf machen die Thüringer Zustände Jahr für Jahr 
sichtbar, wie es um die Demokratie in Thüringen steht. Zugleich geben sie Impulse 
für staatliches wie zivilgesellschaftliches Handeln, um das respektvolle Miteinander 
ohne Diskriminierung zu stärken und zu schützen. Dafür möchte ich den Herausge-
berinnen und Herausgebern sowie Autorinnen und Autoren herzlich danken.
Die aktuellen Beiträge zeigen, wie Menschen und Vereine zunehmend unter Druck 
geraten, wenn sie sich im Alltag – sei es in der Schule, in der Feuerwehr oder in der 
Straßenbahn – für Menschenwürde und Demokratie einsetzen. Sie sehen sich An-
feindungen, Diskreditierungskampagnen und gar gewaltsamen Angriffen aus dem 
rechtsextremen Spektrum ausgesetzt. Wer jeden Tag Mut beweist, sich einmischt 
und Zivilcourage zeigt, verdient unsere Unterstützung. Unsere offene Gesellschaft 
braucht den Schulterschluss aller Demokratinnen und Demokraten gegen Hass und 
Hetze.
Antisemitismus, Rassismus, autoritäre Sehnsüchte und Populismus sind keine Rand-
phänomene, sondern gesamtgesellschaftliche Probleme. Das zeigen die aktuellen 
Thüringer Zustände erneut sehr deutlich. Umso wichtiger sind Initiativen, die demo-
kratische Werte und das respektvolle Miteinander stärken.
Hier setzt das Landesprogramm für Demokratie, Toleranz und Weltoffenheit Denk-
Bunt an. Es verbindet politische Bildung, Prävention, Teilhabe und Beratung. Die 
durch das Programm geförderten Projekte und Maßnahmen richten sich an Bürge-
rinnen und Bürger im gesamten Freistaat, in den Städten wie auch im ländlichen 
Raum. Sie unterstützen Betroffene rechter Gewalt, stärken demokratische Kompe-
tenzen und schaffen flächendeckend Räume für Begegnung, Dialog und Beteiligung. 
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Das breite Qualifizierungsangebot richtet sich auch an Mitarbeitende in Schule, Ver-
waltung, Polizei und Justiz. Damit verfolgt das Landesprogramm einen ganzheitli-
chen Ansatz zur Stärkung der Demokratie sowie zur Prävention von gruppenbezo-
gener Menschenfeindlichkeit und Demokratiefeindlichkeit.
Gerade in Zeiten zunehmender Polarisierung, wachsender Demokratieunzufrieden-
heit und eines erstarkenden Rechtsextremismus leisten diese vielfältigen Initiativen 
einen wichtigen Beitrag zum demokratischen Zusammenhalt. Sie unterstützen Men-
schen dabei, Verantwortung zu übernehmen, sich in demokratische Prozesse einzu-
bringen und Konflikte konstruktiv zu lösen. So tragen sie dazu bei, Menschenrechte, 
Solidarität und Respekt im Alltag zu verankern und das Fundament unseres demo-
kratischen Gemeinwesens zu stärken.
Das Landesprogramm für Demokratie, Toleranz und Weltoffenheit DenkBunt schafft 
dafür einen verlässlichen Rahmen. Gemeinsam mit den vielen engagierten Men-
schen, die sich tagtäglich für Demokratie, Vielfalt und ein respektvolles Miteinander 
einsetzen, leistet es einen unverzichtbaren Beitrag zu einem vielfältigen, lebenswer-
ten und zukunftsfähigen Thüringen.
An dieser Stelle gilt mein Dank allen, die sich für das zivilgesellschaftliche Leben in 
Thüringen engagieren, das Zusammenleben stärken und sich besonders für unsere 
gemeinsamen Werte und unsere Demokratie einsetzen.

Katharina Schenk
Thüringer Ministerin für Soziales,  
Gesundheit, Arbeit und Familie

Bildquelle:  
Paul-Philipp Braun
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Vorwort der Herausgeber*innen
Mit der vorliegenden sechsten Ausgabe der Thüringer Zustände setzen wir ein Projekt 
fort, das sich in den vergangenen Jahren als wichtiger Bestandteil der kritischen Beob-
achtung gesellschaftlicher und politischer Entwicklungen im Freistaat Thüringen etab-
liert hat. Ziel der Publikation ist es, Erscheinungsformen und Dynamiken von Rechtsext-
remismus, Antisemitismus und Rassismus sowie von Abwertung, Diskriminierung und 
Hassgewalt faktenbasiert darzustellen und kritisch einzuordnen. Die Beiträge dieser 
Ausgabe richten den Blick auf die Entwicklungen des Jahres 2025 und ergänzen damit 
behördliche Darstellungen, die diese Phänomenbereiche häufig nur unzureichend ab-
bilden.
Die Thüringer Zustände verbinden unterschiedliche Perspektiven: wissenschaftliche 
Analysen, Erfahrungen aus der zivilgesellschaftlichen Beratungs- und Unterstützungs-
arbeit sowie Stimmen und Perspektiven von Betroffenen. Dieser multiperspektivische 
Ansatz ermöglicht eine differenzierte Betrachtung gesellschaftlicher Entwicklungen. 
Denn rechtsextreme Einstellungen und Strukturen, antisemitische und rassistische 
Ideologien sowie unterschiedliche Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 
zeigen sich nicht nur in einzelnen Gewalttaten oder öffentlich sichtbaren Ereignissen. Sie 
entfalten ihre Wirkung auch im Alltag, in politischen Debatten und im gesellschaftlichen 
Klima.
Die Analysen dieser Ausgabe zeigen deutlich, dass sich die gesellschaftlichen und politi-
schen Rahmenbedingungen im Jahr 2025 in mehrfacher Hinsicht verschoben haben. 
Die extreme Rechte konnte ihre Position weiter stärken. Wahlerfolge der AfD, eine zu-
nehmend brüchige Abgrenzung demokratischer Akteur*innen nach rechtsaußen sowie 
öffentliche Debatten über das Ende der „Brandmauer“ haben zu einer politischen Situa-
tion beigetragen, in der sich rechtsextreme Positionen stärker normalisieren konnten. 
Zugleich weisen verschiedene Beiträge auf ein gesellschaftliches Klima hin, in dem ras-
sistische, antisemitische und andere abwertende Einstellungen sichtbarer und artiku-
lierbarer werden.
Parallel dazu haben sich die Rahmenbedingungen für zivilgesellschaftliches Engage-
ment für Demokratie und Vielfalt verschlechtert. Organisationen, Initiativen und Bera-
tungsstellen geraten zunehmend unter politischen und öffentlichen Druck. Debatten 
über einen angeblichen „NGO-Komplex“ sowie gezielte parlamentarische und politische 
Angriffe auf staatlich geförderte zivilgesellschaftliche Organisationen – u. a. durch AfD 
und Onlineportale wie NIUS – tragen zu einer Delegitimierung demokratischer Engage-
mentstrukturen bei. Auch Einschüchterungsversuche gegenüber Engagierten sowie 
wachsende Unsicherheiten im Umgang mit rechten Positionierungen in verschiedenen 
gesellschaftlichen Bereichen, z. B. an Schulen, tragen zu dieser Entwicklung bei.
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Gleichzeitig zeigen konkrete Ereignisse, wie sich ein verschärftes Klima auch in Be-
drohungen und Gewalt niederschlagen kann. Dazu zählen etwa die Schüsse auf in-
ternationale Studierende in Ilmenau. Solche Vorfälle verdeutlichen, wie eng gesell-
schaftliche Diskurse, lokale Konfliktlagen und konkrete Gewaltdynamiken miteinander 
verbunden sein können.

Ziele der „Thüringer Zustände“ sind

1.	 Faktenbasierte Darstellung und kritische Einordnung der aktuellen Situa-
tion des Rechtsextremismus, des Antisemitismus und Rassismus, der 
Abwertung, Diskriminierung und Hassgewalt im Freistaat Thüringen 

2.	 Kompakte Analysen und Überblicke aus den Perspektiven der heraus-
gebenden Institutionen unter Berücksichtigung zivilgesellschaftlicher 
Perspektiven bzw. Betroffenenperspektiven sowie gegebenenfalls 
relevanter regionaler und lokaler Schwerpunktsetzungen 

3.	 Bereitstellung einer soliden Informations- und Dokumentationsgrund-
lage für landesweite, regionale und kommunale politisch Verantwort-
liche, Mitarbeiter*innen in Behörden, Bildungsinstitutionen, Akteur*in-
nen der Zivilgesellschaft sowie Journalist*innen

Unser Dank gilt allen Autor*innen dieser Ausgabe sowie den zahlreichen Initiativen, 
Beratungsstellen und Engagierten, deren Arbeit eine unverzichtbare Grundlage für 
die hier versammelten Analysen darstellt.
Diese Publikation wurde aus Mitteln des Thüringer Landesprogramms für Demokra-
tie, Toleranz und Weltoffenheit (DenkBunt) finanziert. Die vier herausgebenden Insti-
tutionen werden als Strukturprojekte des Landesprogramms vom Thüringer Minis-
terium für Soziales, Gesundheit, Arbeit und Familie (TMSGAF) gefördert.
Besonderer Dank gilt Susanne Haldrich für das Lektorat und Felix Hille für den Satz 
und das Layout.

 
Für die Herausgeber*innen
Romy Arnold – MOBIT
Theresa Lauß – ezra
Vladimir Bojarskich – KomRex
Cornelius Helmert – IDZ
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Mehr als nur Druck –
Die demokratische 
Zivilgesellschaft Thüringens 
zwischen rechtsextremen 
Angriffen und 
Delegitimierungsversuchen  
aus dem demokratischen Lager
	 Cornelius Helmert, Lisa Wagenschwanz & Axel Salheiser

Kernelement rechtsextremer Hegemoniebestrebungen

Dass rechtsextreme Akteur*innen wie die AfD aktiv gegen die demokratische Zivil-
gesellschaft vorgehen, um diese auszubremsen, zu blockieren und mittelfristig abzu-
schaffen, ist nicht neu, sondern gehört zu den Fundamenten rechtsextremer Hege-
moniebestrebungen (vgl. MOBIT-Beitrag in diesem Band). In Björn Höckes (AfD, MdL) 
„5-Punkte-Plan“ aus dem Jahr 2023 war die Bekämpfung der demokratischen Zivil-
gesellschaft prioritäre Agenda für den Fall einer Regierungsbeteiligung in Thüringen. 
Bereits nach dem Einzug in den Thüringer Landtag 2014 hatte die AfD-Fraktion Klei-
ne Anfragen genutzt, um zivilgesellschaftliche Akteur*innen sowie das Landespro-
gramm DenkBunt zu delegitimieren und zu bekämpfen (vgl. Miehlke 2021). Diese 
Strategie wurde frühzeitig auch für andere AfD-Landtagsfraktionen beschrieben (z. 
B. Schroeder et al. 2017). Zivilgesellschaftliches Engagement gegen Rechtsextremis-
mus stellt eine wesentliche Säule der wehrhaften Demokratie dar, was der AfD für 
den Machtgewinn im Weg steht. Deshalb wird die demokratische Zivilgesellschaft als 
Feind markiert und ihr Engagement als „antidemokratisch“ umgedeutet.

Professionalisierung der Angriffe durch gesteigerte Ressourcen

Das parlamentarische Agieren der AfD gegen die demokratische Zivilgesellschaft hat 
sich vor allem infolge des „Superwahljahres“ 2024 in Thüringen intensiviert. Die stark 
erhöhten finanziellen und personellen Ressourcen, die insbesondere durch Sitzge-
winne im Landtag und im Bundestag entstanden sind, werden offenbar auch für den 
Kampf gegen die demokratische Zivilgesellschaft eingesetzt. So hat die AfD-Bundes-
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Mehr als nur Druck – Die demokratische Zivilgesellschaft Thüringens zwischen rechtsextremen Angriffen 
und Delegitimierungsversuchen aus dem demokratischen Lager

tagsfraktion etwa eine dezidierte Referentenstelle im „Bereich NGO-Aufklärung“ ge-
schaffen. Eine Professionalisierung zeigt sich für uns wesentlich an vier Merkmalen:

1.	 Strategischeres Vorgehen
2.	 Höhere Quantität und Qualität von Anfragen
3.	 Stärkere Zusammenarbeit der politischen Ebenen (Bund/Land/Kreis/

Kommune)
4.	 Ausweitung des kampagnenförmigen Zusammenwirkens mit dem 

„politischen Vorfeld“

Praktisch deutlich werden die Merkmale anhand einer Reihe von Beispielen: Uwe 
Thrum (AfD, MdL) verkündete im Interview für den Funke-Podcast „Vereinnahmt“, 
dass die Thüringer AfD Listen von ihnen unliebsamen Vereinen und Initiativen an-
fertige, z. B. Omas gegen Rechts, die dann an Finanzämter zur Überprüfung der Ge-
meinnützigkeit weitergeleitet werden sollten (vgl. Klaus 2025a). Bereits 2024 gab das 
rechtsextreme Aktionsbündnis Ein Prozent einen entsprechenden Leitfaden heraus. 
Mittlerweile wird dieses Vorgehen auch öffentlich durch die Thüringer AfD-Fraktion 
getragen.
Die erhöhte Quantität und veränderte Qualität von Kleinen Anfragen lässt sich am 
Beispiel der Anfragen gegen das Thüringer Antidiskriminierungsnetzwerk Thadi-
ne  e. V. nachvollziehen. Thadine ist seit Längerem Gegenstand parlamentarischer 
Angriffe durch die Thüringer AfD und wird u. a. in Haushaltsverhandlungen als 
Organisation abgelehnt, die die „Diffamierung politisch Andersdenkender“ (Drs. 
7/4170) betreibe. Björn Höcke bezeichnete Thadine wiederholt als „linksextremen“ 
Verein oder Netzwerk. Eine erste Kleine Anfrage im Thüringer Landtag zu Thadine 
von Ringo Mühlmann (AfD, MdL) im November 2024 war noch übersichtlich und all-
gemein gehalten. Mühlmann wollte Auskunft über die Förderung und der Landes-
regierung bekannte „Unregelmäßigkeiten“ erhalten (Drs. 8/138). Das rechtsextreme 
österreichische Freilich Magazin griff diese Thematik im April 2025 in einem Beitrag 
– unter direktem Bezug auf Björn Höcke – auf, ging jedoch in den Diffamierungen 
sehr viel weiter und griff den Verein auch persönlich an. Bspw. wurde der Handels-
registerauszug mit den Namen der ehrenamtlichen Vorstandsmitglieder und mit 
ihren privaten Wohnadressen abgebildet. Hier zeigte sich die bekannte Strategie 
des „Doxxings“, die Engagierte einschüchtern soll.
Im Juli 2025 folgten vier Kleine Anfragen der AfD-Fraktion mit 25 detailreichen Einzel-
fragen zu bspw. „Governance- und Compliancemechanismen“, „Auditberichten“ etc. 
(Drs. 8/1118; 8/1119; 8/1120/ 8/1121). Obwohl hierbei schon die Vergabe von Bun-
desmitteln an Thadine erfragt wurde, trug der Thüringer Bundestagsabgeordnete 
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Robert Teske (AfD) die Anfrage auch auf die Ebene des Bundestags und stellte im 
Dezember 2025 eine entsprechende schriftliche Anfrage an die zuständige Staats-
sekretärin (Drs. 21/3373).
Das Beispiel zeigt neben der Intensivierung der parlamentarischen Angriffe, dass 
diese durch rechtspopulistische und rechtsextreme Plattformen und selbst ernann-
te „Alternativmedien“ aufgegriffen oder ausgelöst werden. Über dieses Zusammen-
wirken mit dem politischen Vorfeld entsteht eine Kampagnenförmigkeit, die das ge-
meinsame Narrativ verstärkt und die Angriffe auf die demokratische Zivilgesellschaft 
entscheidend verschärft. Zum Teil greift die AfD direkt auf, was in der skandalisieren-
den und verzerrenden Berichterstattung von bspw. „Tichys Einblick“, „Nius“ oder 
„Apollo News“ vorbereitet wird. Letztere lösten mit einer Reihe von Beiträgen zu 
„Linksextremismus“ in Jena und einer angeblichen Förderung durch staatliche 
Förderprogramme eine Zuspitzung und Erweiterung des Narratives durch die Thü-
ringer AfD aus: Am 29.10.2025 fand das Sonderplenum des Landtags zu den AfD-
Anträgen „Rechtsstaat verteidigen, Linksextremismus in Thüringen entschieden be-
kämpfen, Linksterrorismus verhindern“ und „Militante ‚Antifa‘ in Thüringen auflösen 
– linksideologischer Gewalt unverzüglich einen Riegel vorschieben“ statt. In diesem 
beschworen die AfD-Beiträge eine ausufernde linksextreme Gewalt in Thüringen, die 
angeblich durch die staatlich geförderten Vereine und Initiativen unterstützt und 
vom Innenminister Georg Maier (SPD) und von den ihm unterstellten Sicherheits-
behörden durch „Wegsehen“ toleriert werde. In Redebeiträgen der anderen Land-
tagsfraktionen und der Landesregierung wurden diese Vorwürfe zurückgewiesen 
und als strategische Mittel der AfD eingeordnet. Bei der namentlichen Abstimmung 
„enthielten sich [vier CDU-Abgeordnete] und dokumentierten damit, dass sie in den 
AfD-Anträgen wohl doch einige Punkte finden würden, die sie begrüßen“ (Klaus 
2025b).

551 Fragen und die Ausweitung der Delegitimierungsstrategie

Die Bekämpfung der demokratischen Zivilgesellschaft durch rechtsextreme Ak-
teur*innen ist bei Weitem kein neues Phänomen. Seit Anfang 2025 kommt verstär-
kend hinzu, dass das Narrativ und die Feindbildkonstruktion eines „linken“ und miss-
liebigen Aktivismus zunehmend – vor allem auf Bundesebene – von demokratischen 
Parteien übernommen und sogar in Regierungs- und Verwaltungshandeln übertra-
gen werden. Der wohl deutlichste Ausdruck dieser Entwicklung war eine Kleine An-
frage der CDU/CSU-Bundestagsfraktion vom 24.02.2025 mit 551 Einzelfragen, die 
das Narrativ einer homogenen Zivilgesellschaft („NGO-Komplex“) nährte und eine 
anhaltende Debatte über die staatliche Finanzierung der demokratischen Zivilgesell-
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schaft auslöste. In dieser Kleinen Anfrage ging die Fraktion der CDU/CSU wiederholt 
auf Beiträge aus der Tageszeitung „Welt“ ein, die 2025 verstärkt als Stichwortgeber 
der Kampagne gegen den angeblichen „Deep State der NGOs“ diente. Seit der Klei-
nen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU wurden insbesondere die Förderpraktik des 
Bundesprogramms Demokratie leben! kritisiert und dessen Reformbedarf moniert, 
mit dem Ziel einer deutlichen Umstrukturierung des Programms. Mediales Aufsehen 
und Irritation bei vielen bisher geförderten Projekten und Organisationen erregte in 
diesem Zusammenhang die öffentliche Aussage der zuständigen Bundesbildungs-
ministerin Karin Prien (CDU) im September 2025: „Man kann Rechtsextremismus 
nicht über linke Aktivisten bekämpfen“ (Deutschlandfunk 2025). Stand jetzt, Anfang 
2026, wurden die Förderbestimmungen des Bundesprogramms angepasst und es 
wurde angekündigt, die Verfassungstreue der Mittelempfänger*innen, ihres Umfel-
des und sogar der Teilnehmer*innen der von ihnen durchgeführten öffentlichen 
Veranstaltungen durch den Verfassungsschutz zu überprüfen. Außerdem sollen Mit-
telempfänger*innen stärker als bisher im sogenannten „Haber-Verfahren“ durch 
den Verfassungsschutz überprüft werden (vgl. Jaschinski/Müller 2026). Die Projekte 
und Initiativen sehen sich entsprechend unter einen Generalverdacht gestellt, ver-
fassungsfeindliche Bestrebungen zu unterstützen. Im Zuge der Debatte wurde im 
Programmbereich der Partnerschaften für Demokratie (PfD) die Fördermittelverga-
be mit höheren Hürden verknüpft. So braucht es seit diesem Jahr zusätzlich zur Un-
terstützung durch Landrät*innen und Oberbürgermeister*innen einen Mehrheits-
beschluss in den Kommunalparlamenten oder in den zuständigen Fachausschüssen. 
Das könnte vor dem Hintergrund der „massiven rechtsextremen Landnahme“ (Ka-
muf/Helmert 2024) in Thüringen zum Aus für einige PfD führen. Der Landkreis Greiz 
hat aufgrund der veränderten Rahmenbedingungen bereits die Konsequenzen ge-
zogen und die PfD beendet.
Demokratische Akteur*innen übernehmen zunehmend Narrative der extremen 
Rechten und übertragen diese teilweise in Verwaltungshandeln. Dies geschieht nicht 
aus derselben Motivation wie bei rechtsextremen Akteur*innen, stützt aber de facto 
deren Narrative und Ziele und wirkt sich erheblich auf demokratisch Engagierte aus.

Auswirkung auf Engagierte

Engagierte sehen sich seit jeher unterschiedlichsten Angriffen durch rechtsextreme 
Akteur*innen ausgesetzt. In jüngerer Vergangenheit haben diese Angriffe noch ein-
mal merklich zugenommen (vgl. den Beitrag von Lauß/Schreiber in diesem Band; für 
Deutschland außerdem Weiberg/Schöll 2025). Gerade im ländlichen Raum Thürin-
gens, wo es weniger Anonymität als in größeren Städten gibt, erschwert dies das 
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demokratische Engagement ungemein (vgl. Beitrag von Hobein/Treidl in diesem 
Band). Wo politisch Engagierten bereits in der Vergangenheit Anerkennung und 
Rückhalt durch Verwaltung und Politik fehlten (vgl. Helmert et al. 2025: 60), kann die 
Übernahme rechtsextremer Narrative zum „NGO-Komplex“ durch demokratische 
Akteur*innen und innerhalb von Förderprogrammen weiter demotivieren. Diese 
Entwicklung ist fatal und birgt mittel- und langfristig die Gefahr, dass sich demokra-
tisch Engagierte zunehmend zurückziehen, ihr Engagement gegen rechtsextreme 
Positionen und Strukturen einstellen oder sogar Thüringen verlassen. Demokrati-
sches Engagement, das als Säule der wehrhaften Demokratie durch staatliche und 
politische Akteur*innen zu schützen ist, droht einzubrechen. Die extreme Rechte 
käme in ihrem Kampf um kulturelle Hegemonie und politische Macht einen großen 
Schritt weiter. 
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Die emotionale Anziehungskraft 
der AfD und zivilgesellschaftliche 
Gegenimpulse
	 Hannah Merkle & Christian Nöth

In aktuellen Mediendebatten wird die AfD teilweise noch immer als demokratisch 
und rational handelnde Akteurin dargestellt. Häufig wird argumentiert, man müsse 
ihr im politischen Diskurs mit Sachargumenten begegnen und mit vermeintlich ge-
mäßigteren Anhänger*innen einen rationalen Austausch führen. Gleichzeitig sind 
sich Akteur*innen der demokratischen Zivilgesellschaft bewusst, dass die AfD vor 
allem Politik auf einer primär emotionalen Ebene betreibt. 
Emotionen sind stets Teil des Politischen: Menschen knüpfen an politische Vorstel-
lungen immer auch individuelle, teils unbewusste emotionale Bedürfnisse. Durch die 
Verbindung mit emotionalen Motiven erhalten politische Vorstellungen für Men-
schen erst eine persönliche Relevanz. Gerade autoritäre Parteien wie die AfD mobili-
sieren jedoch aktiv „Unsicherheiten, Ängste und Befürchtungen“ (IRGAC/kollektiv 
orangotango 2024: 12). Angst, aber auch Wut sind dabei nicht per se schlechte oder 
demokratiefeindliche Emotionen. Sie können ein wichtiger Motivationsfaktor sein 
und finden sich in allen politischen Lagern wieder.1 Wie aber erreicht die AfD ihre An-
hänger*innen auf emotionaler Ebene und wie kann dem aus zivilgesellschaftlicher 
Sicht adäquat begegnet werden? 

Emotionen als Teil der AfD-Metapolitik

Das Bespielen von Emotionen seitens der AfD ist Teil einer umfassenden Strategie, 
der sogenannten Metapolitik. Ziel ist die Herstellung kultureller Hegemonie – ein 
Konzept, das auf den kommunistischen Philosophen Antonio Gramsci zurückgeht 
und die Dominanz bestimmter Begriffe, Narrative und Werte in der Alltagskultur 
meint. Die Neue Rechte macht sich diese Theorie im Rahmen ihrer metapolitischen 
Strategie zunutze: Sie versucht, im vorpolitischen Raum – also abseits von Wahlen 
und Parteipolitik – liberale und progressive Einflüsse auf Kultur durch extrem rechte 

1	 Wie Emotionen allgemein in lokalen konfliktiven Situationen – z. B. beim Bau neuer Windkraftanlagen 
– wirken und bearbeitbar werden können, untersucht beispielsweise das Projekt LoKoNet: https://www.
lokonet.de/ insbesondere: https://www.lokonet.de/ungleiche-waffen-interview-zu-emotionen-in-planungs-
konflikten/.

https://www.lokonet.de/
https://www.lokonet.de/
https://www.lokonet.de/ungleiche-waffen-interview-zu-emotionen-in-planungskonflikten/.
https://www.lokonet.de/ungleiche-waffen-interview-zu-emotionen-in-planungskonflikten/.
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Werte sowie sprachliche (Schilk 2024: 9), aber zugleich auch emotionale Bilder und 
Narrative zu ersetzen. Extrem rechte Metapolitik ist dahingehend immer auch „Ge-
fühlsarbeit“ (Spissinger 2024: 15), indem es ihr um den Abbau einer „emotionale[n] 
Barriere“ (Kubitschek 2017, zit. nach Spissinger 2024: 11) gegenüber autoritärer, völ-
kisch-nationalistischer Politik geht.
Die Metapolitik der AfD bespielt eine Vielzahl an teils widersprüchlichen Gefühlen – 
Neid, Hass, Angst und Wut, aber auch Hoffnung, Geborgenheit und Anerkennung – 
und lässt sich nicht auf eine Politik des Hasses oder Politik der Angst reduzieren. Im 
Kern bietet die AfD ihren Anhänger*innen ein apokalyptisches Weltbild an, in wel-
chem sie sich selbst als einzige Rettung vor einem vermeintlich drohenden Unter-
gang des ‚deutschen Volkes‘ darstellt. Gefühle wie Wut, Angst, Verunsicherung, ver-
misste Anerkennung und Ohnmacht finden darin genauso ihren Platz wie 
Bedürfnisse nach Gemeinschaft, Hoffnung, Ermächtigung, Größe und Überlegenheit.

In diesem Weltbild werden negative Gefühle angesichts gesellschaftlicher Verände-
rungen im Rahmen der Globalisierung und damit einhergehendem kulturellem 
Wandel durch teils antisemitische, verschwörungsideologische (Krisen-)Erzählungen, 
wie vom ‚Großen Austausch‘ oder ‚Genderismus‘, aufgegriffen oder aktiv kreiert. 
Björn Höcke sprach 2025 etwa beim AfD-Sommerfest in Wutha-Farnroda in einer 
Rede über Migration, Coronapandemie, Genderdebatte, Digitalisierung sowie Klima-
schutzpolitik von einem „große[n] Experiment“, gesteuert von Akteur*innen der IT- 
und Finanzwirtschaft („Globalisten”) als „mächtige Strippenzieher im Hintergrund”, 
deren Ziel eine „Weltregierung“ sei. Er warnt, dass „nicht mehr viel Zeit bleibt. Wir 
sind gerade dabei, liebe Freunde, unsere Heimat zu verlieren, unsere Identität zu 
verlieren, unser Land zu verlieren und das dürfen wir nicht zulassen.“ Solche Unter-
gangserzählungen mobilisieren auch Menschen, die kein gefestigtes, extrem rech-
tes Weltbild vertreten, indem zur emotionalen Bewältigung der empfundenen Ohn-
macht psychische Krisenmechanismen aktiviert werden, etwa Freund-Feind-Denken 
und (nationale) Größenfantasien. Die komplexe Welt erscheint dann emotional-er-
leichternd aufgeteilt in ‚Gut‘ und ‚Böse‘. Jegliche Ereignisse lassen sich durch die Bril-
le der Verschwörungsnarrative neu interpretieren: CSD-Veranstaltungen, der Bau 
neuer Windkraftanlagen, Terroranschläge. Alles erscheint zusammenhängend und 
als Beleg für die vermeintlich geplante Zerstörung ‚deutscher Identität‘. Angeregt 
wird eine Spurensuche nach weiteren ‚Beweisen‘ im persönlichen Alltag, wodurch 
sich das Weltbild verfestigt und sich ein Gefühl der Selbstermächtigung und Über-
legenheit einstellt: Man selbst ist im Gegensatz zu den Personen außerhalb der 
„AfD-Gemeinschaft“ (Spissinger 2024: 8) in der Lage, ‚verborgene Zusammenhänge‘ 
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zu erkennen. Das Selbstverständnis, sowohl Opfer einer Verschwörung als auch 
„mutiger Aufklärer“ (ebd.: 158) zu sein, wechselt sich ab.
Als Rettung vor der vermeintlich drohenden Katastrophe beschwört die AfD die Wie-
dergeburt einer wehrhaften ‚Volksgemeinschaft‘, die stark genug ist, sich den fanta-
sierten Verschwörungen zu widersetzen. Sich als Teil einer solchen imaginierten 
‚Volksgemeinschaft‘ zu sehen, ist ein positives Identifikationsangebot: Anhänger*in-
nen der AfD finden in diesem Versprechen einen Zuwachs an Gefühlen von Halt und 
Geborgenheit, aber auch Größe, Überlegenheit und Macht, ungeachtet, ob die real-
politischen Vorhaben der AfD die Lebenssituation der Einzelnen besser oder schlech-
ter machen würden. Das Gefühl von Zusammengehörigkeit in der ersehnten ‚Volks-
gemeinschaft‘ wird bereits jetzt alltäglich und im Kleinen erfahrbar gemacht, 
beispielsweise bei Kneipenabenden, Bürgerdialogen und Demonstrationen. Hier in-
szenieren sich AfD-Anhänger*innen als breite ‚Volksbewegung‘ und ‚Gleichgesinnte 
unter sich‘. 
Diese lokalen Zusammenkünfte bieten, neben dem Verbreiten rechter Ideologie, ein 
zentrales strategisches Element: Sie erfüllen das grundlegende Bedürfnis nach ei-
nem Gemeinschaftsgefühl, das nicht nur durch ideologische Übereinstimmung er-
zeugt wird, sondern auch durch Spaß und Unbeschwertheit. In dieser geschützten 
Gemeinschaft kann grenzüberschreitender und erniedrigender Humor2, verbunden 
mit Wut, Aggression und einem „erregende[n] Dominanzgefühl“ (Herzog 2025: 8) 
ungehemmt ausgelebt werden. Grölendes Lachen aus dem Publikum über teils ins 
pubertär-vulgäre abgleitende Bemerkungen ist ein ständiger Begleiter bei AfD-Ver-
anstaltungen. Derartiger ‚Humor‘ ist ein wichtiges strategisches Element der Neuen 
Rechten, um eine „Gegenkultur der Enthemmung massentauglich zu etablieren“ 
(Doğru 2021: 16).
Die in der emotional-metapolitischen Strategie der AfD bespielten Gefühle und Fan-
tasien erweisen sich als vielfältig und teils widersprüchlich: von Angst, Ohnmacht 
und dem Gefühl, unterdrückt zu sein über Allmachts- und Dominanzfantasien bis hin 
zur enthemmten Lust an der Demütigung politischer Gegner*innen bei gleichzeiti-
gem Selbstverständnis ‚anständiger Bürgerlichkeit‘. Diese emotionale Ebene gilt es 
anzuerkennen, um einen Umgang in den eigenen politischen Zusammenhängen 
finden und mögliche Gegenstrategien entwickeln zu können.

2	 Zum Motiv des erniedrigenden Lachens s. auch Theweleit (2015). 
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Impulse für demokratische Arbeit mit politischen Emotionen

Angesichts dieser Tatsache reicht es nicht, sich im Kampf gegen die extreme Rechte 
„auf die Illusion des überzeugendsten Arguments“ (IRGAC/kollektiv orangotango 
2024: 12) zu stützten. Das AfD-Weltbild wirkt im Alltag derart selbstbestätigend und 
der emotionale Sog ist so stark, dass AfDler*innen besonders loyal gegenüber ihrer 
Partei sind (Spissinger 2024: 259 f.).3 
Antifaschistische politische Arbeit, die die emotionale Ebene berücksichtigt, kann ei-
nerseits innerhalb der eigenen Strukturen stattfinden, um die eigenen emotionalen 
Beweggründe zu verstehen und ihnen gerecht zu werden. Emotionen innerhalb ei-
ner Gruppe von Engagierten gilt es wahrzunehmen und anzuerkennen sowie ihnen 
aktiv Raum und Zeit zuzugestehen, ohne dabei die eigentliche politische Agenda zu 
vernachlässigen. Auf den ersten Blick sind Emotionen wie Angst, Müdigkeit, das Ge-
fühl, allein gelassen zu werden, Überforderung, Entsetzen, Sorge und Unverständnis 
vordergründig. Dabei sollten aber Erinnerungen an gelungene Aktionen, das Gefühl 
von Handlungsfähigkeit, Stolz auf die eigene Leistung, Spaß sowie freundschaftliche 
und solidarische Verbundenheit mit anderen Engagierten nicht in den Hintergrund 
geraten. Für die Stabilität und emotionale Resilienz einer Gruppe tragen Aktivitäten 
bei, in denen Zeit eingeräumt wird, um das Wohlbefinden in der Gruppe zu pflegen 
und Emotionen zu kanalisieren, z. B. gemeinsames Kochen, Wandern, Sport etc. Ge-
gen erdrückende Ohnmachtsgefühle kann helfen, in kleinen Schritten zu denken 
und für etwas ‚Kleines‘ die Verantwortung zu übernehmen, um ein Gefühl von Hand-
lungsfähigkeit zurückzuerlangen. 
Antifaschistische Gegenstrategien auf einer emotionalen Ebene, die nach außen ge-
richtet sind, können vielfältig sein: Demonstrationen, bei denen zivilgesellschaftlich 
Engagierte ihre Wut und ihren Frust laut und kämpferisch artikulieren, beobachten 
wir hierbei genauso wie Formate, die bewusst auf Humor setzen. Sich über Nazis 
lustig zu machen, kann nicht nur im Sinne des ‚Dampf ablassen‘ befriedigend sein, 
sondern auch die Selbstinszenierungen der extremen Rechten von ‚Überlegenheit‘ 
und „aggressive[r] Autorität“ (TTRex 2026: 12) aufbrechen: So parodierten beispiels-
weise 2025 als Clowns verkleidete Gegendemonstrant*innen einen „Reichsbürger“-
Aufmarsch in Weimar.
Symbolische Aktionen können politische Zusammenhänge konkret und emotional 
nachvollziehbar machen: Beispielsweise stellten 2018 Engagierte eines lokalen 
Bündnisses vor dem Gelände eines RechtsRock-Festivals in Themar weiße Kreuze mit 

3	 Dass die AfD die treuesten Stammwähler*innen im Vergleich zu anderen Parteien hat, zeigt etwa 
KomRex (2024).
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den Namen von 193 Todesopfern rechter Gewalt auf, um den Zusammenhang von 
extrem rechter Szenekultur und deren tödlicher Gewalt sichtbar zu machen.
Auch lokale Vereine und Initiativen sind wichtig, um Möglichkeiten zu schaffen, wo 
Menschen auf alltäglicher Ebene demokratisch partizipieren und Gesellschaft mitge-
stalten können. Nachbarschaftstreffs, die sich explizit pro-demokratisch und antifa-
schistisch positionieren, etwa die Nachbarschaftsstube ‚Kahrola‘ in Kahla, schaffen 
sichere Räume auch in ländlichen Gegenden, wo Menschen Vereinzelung überwin-
den und beim Kaffeetrinken niedrigschwellig zusammenkommen und solidarisches 
Zusammensein erfahren können. Auch Formate wie die ‚Küche für Alle‘, Kulturver-
anstaltungen (Konzerte, Lesungen, Filme), der solidarische Gutscheintausch oder 
Wanderungen mit Geflüchteten bringen nicht nur Menschen zusammen, sondern 
stärken auch eine demokratische, solidarische Kultur, indem sie diese alltäglich er-
fahrbar machen. Wenn die Öffnung von Räumen und die Ausweitung des eigenen 
Wirkungsraums gewünscht wird, können auch Projekte wie „Thüringen zusammen: 
Brückenbau im ländlichen Raum“4 helfen und unterschiedliche Menschen ins Spre-
chen über geteilte biografische und alltägliche Erfahrungen bringen. 
All dies sind Formate, in denen gemeinsame Gefühlsarbeit stattfindet und die eine 
solidarische Infrastruktur fördern: Die Sorge füreinander ist eine antifaschistische 
Gegenstrategie, um Ohnmacht entgegenzuwirken sowie Alternativen für die Freund-
Feind-Schemata und Verschwörungsnarrative der politischen Rechten zu schaffen.

4	 Das Projekt „Thüringen Zusammen“ ist mit verschiedenen Formaten im ländlichen Raum in Thüringen 
unterwegs, um mit unterschiedlichen Menschen ins Gespräch zu kommen. Weitere Informationen: 
https://www.thüringenzusammen.de/.

Abbildung 1: Humoristischer 
Protest: als Clowns verkleide-
te Gegendemonstrant*innen 
am Rand eines Reichsbürger-
Aufmarsches 2025 in Weimar  
(Quelle: MOBIT)

https://www.thüringenzusammen.de/
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Im digitalen Umfeld der AfD  
in Thüringen – Populistische 
Kommunikation auf Telegram im 
Bundestagswahljahr 2025
	 Julius Weiske, Vladimir Bojarskich & Julian Kauk 

Kontext und Fragestellung

Wahlkämpfe gelten als Phasen politischer Zuspitzung. Insbesondere populistischen 
Akteur*innen wird häufig zugeschrieben, ihre Kommunikation im heißen Wahlkampf 
strategisch zu verschärfen und populistische Deutungsmuster zu intensivieren. Digi-
tale Plattformen spielen dabei eine zentrale Rolle.
Die Thüringer Zustände 2024 setzten sich intensiv mit den Thüringer Wahlkämpfen 
und den Auswirkungen auf die politische Kultur des Freistaats auseinander. Dieser 
Beitrag knüpft an bisherige Erkenntnisse an und setzt sie im Kontext der Bundes-
tagswahl 2025 und mit Blick auf populistische Sprachmuster in AfD-Telegramkanälen 
fort.
 
Die AfD bindet soziale Netzwerke und Messengerdienste wie Instagram oder Tele-
gram gezielt in ihre Kommunikation ein. Telegram bietet dabei besondere Möglich-
keiten: Inhalte werden ohne algorithmische oder journalistische Filterung direkt an 
Abonnent*innen ausgespielt, eine inhaltliche Moderation findet kaum statt und die 
Plattform ermöglicht gleichzeitig den Aufbau öffentlicher Kanäle und geschlossener 
Gruppen. Telegram umfasst sowohl offizielle Parteikanäle und -funktionär*innen als 
auch ein breites parteinahes Umfeld: von regionalen Initiativen, welche spezifische 
Ziele der AfD teilen, bis hin zu ideologisch nahestehenden Gruppen, die jedoch nicht 
offiziell zur Partei gehören. Somit ermöglicht Telegram eine direkte, kaum moderier-
te Ansprache unterschiedlicher Unterstützer*innengruppen.
 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie sich populistische Sprache im digi-
talen Raum während des Wahlkampfs tatsächlich verändert: Führt der Wahlkampf zu 
einer generellen Eskalation populistischer Rahmungen? Oder zeigen sich differen-
zierte Muster zwischen offiziellen Parteikanälen und dem Unterstützerumfeld?	  
Der Beitrag analysiert die digitale Wahlkampfkommunikation zur Bundestagswahl 
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2025 als Zusammenspiel unterschiedlicher Rollen im parteinahen AfD-Telegram-
Ökosystem in Thüringen. Während das Unterstützerumfeld im Wahlkampf eine An-
näherung an das populistische Niveau der Parteikanäle erkennen lässt, zeigen offi-
zielle Parteikanäle in der heißen Wahlkampfphase ein Muster, das auf strategische 
Mäßigung hindeutet. Dieses Muster deutet darauf hin, dass Partei und Umfeld un-
terschiedliche Rollen übernehmen. Ergänzt wird dieser Befund durch eine stabile 
regionale Schwerpunktsetzung jenseits von Wahlkampfzyklen.

Datengrundlage und Vorgehen

Für den Beitrag wurden Telegram-Nachrichten offizieller AfD-Kanäle sowie ausge-
wählter Unterstützer- und Umfeldkanäle im Zeitraum vom 24.07.2024 bis zum 
08.06.2025 (15 Wochen vor dem Bruch der Ampelkoalition bis 15 Wochen nach der 
Bundestagswahl) analysiert. Aufgrund der vorgezogenen Wahl wurde ein angepass-
tes Vier-Phasen-Modell für die rund 45 Wochen entwickelt: 15 Wochen Vorwahl-
kampf zur Baseline-Bildung, eine Vorbereitungsphase ab dem Bruch der Ampelre-
gierung, der heiße Wahlkampf (sechs Wochen vor dem Wahltag) sowie 15 Wochen 
Nachwahlkampf zur Einordnung der Ergebnisse.	  
Ausgehend von einer Basisliste wurden mittels eines Schneeballverfahrens weitere 
Kanäle identifiziert, die häufig von Mitgliedern der Chatgruppen verlinkt wurden. Ins-
gesamt wurden 101 Telegram-Kanäle, von denen sich 24 Kanäle eindeutig Ortsgrup-
pen oder Abgeordneten der AfD zuweisen ließen, vollständig heruntergeladen. Wel-
che Kanäle zum parteinahen Umfeld zählen, ergibt sich nicht aus einer inhaltlichen 
Bewertung, sondern daraus, dass sie innerhalb des AfD-nahen Netzwerks zirkulier-
ten, also von Mitgliedern oder Ortsgruppen regelmäßig geteilt oder verlinkt wurden. 
Der Korpus umfasst rund 80.000 einzelne Nachrichten über den gesamten Beob-
achtungszeitraum von 45 Wochen. Die Erfassung der vier etablierten Dimensionen 
populistischer Sprachmuster – Anti-Elitismus, Volkszentrismus sowie links- und 
rechtskodierte ideologische Bezugnahmen (Mudde 2017) – erfolgte mithilfe eines 
trainierten Sprachmodells, das auf Satzebene erkennt, ob typische populistische 
Sprachmuster vorkommen (PopBERT; siehe Erhard et al. 2025). Zur Analyse wurden 
außerdem weitere statistische Verfahren eingesetzt, die sowohl zeitliche Dynamiken 
als auch Unterschiede zwischen Kanaltypen statistisch berücksichtigen können.



Woran erkennen wir populistische Sprachmuster?

Untersucht wurde, ob einzelne Sätze typische populistische Deutungsmuster ent-
halten. Die folgenden Beispiele sind stilisierte Formulierungen und keine Originalzi-
tate aus dem Datensatz.

Anti-Elitismus
Politische, mediale oder gesellschaftliche Eliten werden als abgehoben, schädlich 
oder verantwortungslos dargestellt.
Beispiel: „Die da oben entscheiden schon wieder gegen die Interessen der normalen 
Bürger*innen.“

Volkszentrismus
„Das Volk“, die Bürger*innen oder „die Menschen“ werden als die eigentliche und 
einzig legitime Stimme des Landes dargestellt.
Beispiel: „Die Bürger wissen längst besser, was dieses Land braucht.“

Rechtskodierte Bezugnahmen
Politische Konflikte werden entlang von Nation, kultureller Zugehörigkeit, Migration 
oder dem Schutz der „eigenen“ Lebensweise gerahmt und zugespitzt.
Beispiel: „Unsere Heimat muss vor fremden Einflüssen geschützt werden.“

Linkskodierte Bezugnahmen
Politische Konflikte werden entlang von sozialer Ungleichheit, Klassenverhältnissen, 
Kapitalinteressen oder Ausbeutung gerahmt und zugespitzt.
Beispiel: „Die Reichen profitieren, während arbeitende Menschen die Kosten tragen.“
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Anti-Elitismus Volkszentrismus
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Abbildung 1: Mittlere Ausprägung populistischer Sprachmuster in offiziellen AfD-Kanälen und im 
parteinahen Umfeld über vier Wahlkampfphasen. Höhere Werte entsprechen einem höheren Anteil 
populistischer Sprache. Balken zeigen 95 %-Konfidenzintervalle.

Populistische Sprache nach Wahlkampfphase und Kanaltyp
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1. Keine Eskalation im heißen Wahlkampf

Zunächst zeigt sich: Die Aktivität aller Kanäle verbleibt in den beobachteten Phasen, 
inklusive des Wahlkampfs, auf einem bereits seit mehreren Jahren hohen Niveau von 
durchschnittlich etwa 250 Nachrichten pro Tag. Gleichzeitig steigt die Intensität po-
pulistischer Sprache, vor allem Anti-Elitismus, im Langzeittrend.	  
Mit Blick auf die Wahlphasen führt sich dieser Trend nicht eindeutig fort. Im Gegen-
teil: In offiziellen Parteikanälen sinken die populistischen Marker im heißen Wahl-
kampf signifikant. Sowohl Anti-Elitismus als auch rechtsideologische Äußerungen 
gehen temporär zurück, um im Nachwahlkampf wieder anzusteigen.	  
Dieses Muster zeigt keine generelle Mäßigung, sondern eine zeitlich begrenzte Ab-
weichung in der politischen Kommunikation. Die Annahme, Wahlkampf – insbeson-
dere im Hinblick auf die sogenannte „heiße Wahlkampfphase“ – führe zwangsläufig 
zu rhetorischer Eskalation, findet hier keine empirische Bestätigung.

2. Partei und Umfeld reagieren verschieden

Die Daten zeigen, dass populistische Kommunikation auf Telegram vor allem von 
offiziellen AfD-Kanälen ausgeht. Auch im zeitlichen Verlauf bleibt das Umfeld eher 
stabil und weist nicht dieselbe temporäre Mäßigung auf.
Gerade Anti-Elitismus und rechtskodierte Bezüge steigen in der Kommunikation des 
Umfelds im heißen Wahlkampf leicht an und nähern sich dadurch den populistischen 
Dimensionen der Parteikommunikation an. Zwischen Vorwahlkampf und heißem 
Wahlkampf sinkt der Anti-Elitismus-Wert offizieller Kanäle um rund 7,7 %-Punkte, 
während er im Unterstützerumfeld um 3,1 %-Punkte steigt. Der Abstand zwischen 
beiden Gruppen reduziert sich damit um etwa 11 %-Punkte.  Damit zeigt das Unter-
stützerumfeld im heißen Wahlkampf einen leichten Anstieg populistischer Sprache.	
 
Diese Verschiebung könnte auf einen Unterschied in der Professionalisierung inner-
halb des digitalen Kommunikationsraums der Partei hinweisen. Offizielle Kanäle re-
agieren sensibler auf Wahlkampfphasen, während das Umfeld in seiner Tonlage sta-
biler, aber ungefilterter bleibt. Ob dies strategisch intendiert ist oder strukturell aus 
unterschiedlichen Zielgruppen resultiert, lässt sich nicht abschließend klären.  Ins-
gesamt zeigt sich damit eine klare Asymmetrie zwischen Partei und Umfeld.
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Abbildung 2: Erwähnungshäufigkeit thüringischer Orte in den analysierten Telegram-Kanälen, normali-
siert auf 10.000 Einwohner*innen. Kleinere Städte mit hohen Werten werden gemessen an ihrer 
Bevölkerungsgröße überproportional häufig thematisiert.
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3. Räumliche Schwerpunktsetzung: überproportionale Bezugnahme auf 
kleinere Städte

Neben der zeitlichen Dynamik wurde untersucht, auf welche Orte sich die Telegram-
Kommunikation besonders häufig bezieht. Hierzu wurden Ortsnennungen aus allen 
Beiträgen extrahiert und sowohl absolut als auch relativ zur Bevölkerungsgröße der 
jeweiligen Stadt ausgewertet. 
Absolut dominieren erwartungsgemäß die größeren Städte Thüringens, insbeson-
dere Erfurt und Gera. Diese Städte fungieren als politische Zentren Thüringens und 
sind entsprechend häufig Gegenstand parteipolitischer Kommunikation. Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass die Reichweite und Aktivität einzelner Kanäle substanziell vari-
iert, sodass einzelne Akteur*innen die absoluten Erwähnungszahlen bestimmter 
Orte erheblich beeinflussen können.
Im Vergleich zu den absoluten Zahlen von Ortserwähnungen ergibt sich jedoch ein 
anderes Bild, wenn man die Bevölkerungsgröße berücksichtigt. Pro 10.000 Einwoh-
ner*innen werden kleinere und mittlere Städte überproportional häufig erwähnt. 
Orte wie Altenburg oder Zeulenroda erreichen damit relativ höhere Erwähnungsra-
ten als die Großstädte.

Die relative Überrepräsentation kleinerer und mittlerer Städte bleibt über alle Pha-
sen hinweg stabil. Sie ist kein spezifischer Wahlkampfeffekt. Dies spricht gegen eine 
ausschließlich auf kurzfristige Wahlmobilisierung ausgerichtete Kommunikations-
strategie. Vielmehr deutet das Muster auf eine langfristige regionale Verankerung 
der digitalen Parteikommunikation in weniger urbanisierten Räumen hin, wo die AfD 
auch schon durch vorherige Wahlerfolge Fuß fassen konnte.

Schluss: Wahlkampf als Phase kommunikativer Mäßigung

Die Ergebnisse sprechen gegen die verbreitete Annahme, dass digitale Wahlkampf-
kommunikation automatisch schärfer und populistischer wird. Im heißen Wahlkampf 
reduzieren offizielle AfD-Kanäle bestimmte konfliktbetonte Sprachmuster, während 
das parteinahe Umfeld weitgehend kontinuierlich weiterkommuniziert. Wahlkampf 
erscheint damit nicht als Phase pauschaler Zuspitzung, sondern als Phase unter-
schiedlicher Rollen im digitalen Kommunikationsraum der Partei. Zugleich verweist 
die stabile starke Bezugnahme auf kleinere und mittlere Städte auf eine längerfristi-
ge regionale Verankerung, die über kurzfristige Wahlmobilisierung hinausgeht.
Auffällig ist vor allem die unterschiedliche Dynamik zwischen offiziellen Parteikanälen 
und dem parteinahen Umfeld: Während offizielle Kanäle konfliktorientierte Elemente 
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im heißen Wahlkampf zurückfahren, kommuniziert das Umfeld kontinuierlicher und 
ungefilterter. Wahlkampf erscheint so weniger als Phase pauschaler Zuspitzung, 
sondern als Zeitraum selektiver Anpassungen innerhalb eines bereits etablierten 
Kommunikationsraums, in dem unterschiedliche Akteursgruppen unterschiedliche 
Rollen übernehmen. Die stabile überproportionale Präsenz kleinerer und mittlerer 
Städte in der Telegram-Kommunikation in Thüringen verweist auf eine langfristige 
regionale Verankerung, auch dort, wo zivilgesellschaftliche Gegenstrukturen oft am 
schwächsten ausgeprägt sind.  Gerade das macht deutlich, dass die Antwort nicht 
allein bei lokalen Initiativen liegen kann. Die Befunde sprechen dafür, zivilgesell-
schaftliches Engagement in der Fläche auch jenseits von Wahlkampfzyklen struktu-
rell zu stärken.
Mehrere Einschränkungen sind dabei zu berücksichtigen. Die automatisierte Klassi-
fikation populistischer Muster ist insbesondere für Anti-Elitismus und rechte ideolo-
gische Bezugnahmen zuverlässig;  andere Dimensionen, wie etwa Volkszentrismus,  
sind vorsichtiger zu interpretieren.  Auch ereignisspezifische Muster und Koordina-
tionseffekte innerhalb des Netzwerks, etwa durch Reposts oder thematische Syn-
chronisierung zwischen Partei und Umfeld, konnten im Rahmen dieses Beitrags 
nicht untersucht werden.
Insgesamt zeigt sich: Digitale Wahlkampfkommunikation ist kein einheitlicher Ver-
stärker politischer Zuspitzung. Sie ist vielmehr ein vielschichtiger Raum, in dem zeit-
liche Dynamiken, unterschiedliche Akteursrollen und regionale Bezugnahmen zu-
sammenwirken. 
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Wenn die „schwarze Sonne“  
im Klassenzimmer Schatten wirft – 
Herausforderungen  
und Umgang mit der extremen 
Rechten im Kontext Schule
	 Pea Doubek & Sarah Dressler

Das Thema Rechtsextremismus an Schulen ist nicht nur in Thüringen virulent. Neben 
dem hohen Problemdruck herrscht große Verunsicherung bei Akteur*innen im Kon-
text Schule, wie ein zielführender Umgang damit gestaltet werden kann und ob bzw. 
wie die Vorgabe der „politischen Neutralität“ einem adäquaten Umgang im Wege 
steht. Dieser Beitrag zeigt einige Herausforderungen für Fachkräfte an Schulen auf 
und legt Handlungsmöglichkeiten aus der Beratungspraxis von MOBIT dar.

Herausforderungen und Unterstützungsbedarfe von pädagogischem 
Fachpersonal an Bildungseinrichtungen

Vorfälle mit extrem rechtem, rassistischem oder antisemitischem Hintergrund an 
Thüringer Schulen haben sich im Vergleich zu 2023 (insg. 73) im Jahr 2024 fast ver-
doppelt (120) und einen Höchststand erreicht (Thüringer Landtag, Drs. 8/2269). In 
einer Umfrage des Thüringer Lehrerverbands aus dem Januar 2025 haben 50 % der 
Befragten (Lehrkräfte, Schulleiter*innen, pädagogische Fachkräfte) seit Beginn des 
Schuljahres selbst Gewalt erlitten. Neben körperlicher Gewalt wurde auch seelische 
Gewalt in Form massiver (z. T. extrem rechter) Beleidigungen und Bedrohungen an-
geführt (Thüringer Lehrerverband 2025).
Vor dem Hintergrund der Erhebung fordert der Thüringer Lehrerverband mehr Un-
terstützung und Rückhalt für Lehrkräfte und Schulpersonal, zu der auch Aufklärung 
im Themenfeld Rechtsextremismus und Handlungsleitfäden bei rechten Vorkomm-
nissen zählen. Einzelne Aussagen in den Umfrageergebnissen weisen zudem auf ein 
mangelndes Wahrnehmungs- und Problembewusstsein sowie fehlende Rückende-
ckung durch Schulleitungen und Schulaufsichtsbehörden hin. Das Bildungsministe-
rium wurde vereinzelt mit den Worten kritisiert, es habe sich der Vorfälle in den Schu-
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len nicht ausreichend angenommen.1 In einer bundesweiten Onlineumfrage der 
GEW von 1.000 Lehrkräften (Sept. 2025) wünschen sich 57 % mehr Unterstützung 
bei extrem rechten Angriffen und 64 % gaben an, noch nie eine Schulung oder Fort-
bildung im Themenfeld Rechtsextremismus gehabt zu haben (GEW 2025).
Der starke quantitative Anstieg schlägt sich in der Beratungspraxis bei der Mobilen 
Beratung nieder. Aus Berater*innenperspektive geht mit dieser Entwicklung auch 
eine qualitative Veränderung der Anfragen einher. Waren es in der Vergangenheit 
extrem rechte Vorfälle bei einzelnen Schüler*innen im Klassenverband, sieht sich 
eine Lehrkraft heute mit ganzen Gruppen extrem rechts agierender Schüler*innen 
oder mit massiven Anfeindungen und Aggressionen konfrontiert, die zu einem 
wachsenden Teil auch von Eltern und Kolleg*innen ausgehen. Die Bandbreite ext-
rem rechter Vorkommnisse im Kontext Schule reicht vom Tragen oder Anbringen 
verfassungswidriger Symbolik und Codes im Schulhaus über rassistische, antisemiti-
sche und menschenverachtende Herabwürdigungen bis hin zur Bedrohung und Ein-
schüchterung demokratisch engagierter Schüler*innen und Lehrkräfte. Schüler*in-
nen tragen Kleidung mit dem Logo einer mutmaßlich rechtsterroristischen 

1	 Pressemitteilung des Thüringer Lehrerverband (24.01.2025): Detaillierte Ergebnisse und Aussagen 
wurden MOBIT zur Verfügung gestellt und in Absprache mit TLV verwendet. 

Abbildung 1: Schulmaterial 
der AfD Erfurt (Quelle: MOBIT)
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Jugendgruppierung, zahlreiche Schüler*innen zeigen das White-Power-Zeichen auf 
dem Klassenfoto, migrantische Kinder werden massiv bedroht und sogar angegrif-
fen, manche Lehrer*innen berichten von einer rechten Hegemonie an der Schule.

Schule als Aktionsraum extrem rechter Einflussnahme

In den Jahren 2018/19 initiierte die AfD in mehreren Bundesländern sogenannte 
Meldeportale („Neutrale Schule“) im Netz. Vermeintliche Verstöße von Lehrkräften 
gegen ein „Neutralitätsgebot“ sollten der AfD hier von Schüler*innen, Eltern und 
Kolleg*innen gemeldet werden. Mit diesem Aufruf sollten Lehrer*innen gezielt ein-
geschüchtert, verunsichert und schließlich davon abgehalten werden, Haltung ge-
gen rechts zu zeigen und Position für die Demokratie zu beziehen. Zusätzlich erfragt 
die AfD deutschlandweit regelmäßig in Kleinen parlamentarischen Anfragen, wie es 
um die „Neutralitätspflicht an Schulen“ (vgl. Hafeneger et al. 2021) bestellt sei. In 
Thüringen erkundigte sich die AfD bereits 2018 danach, an welchen Schulen Projekte 
aus dem Bundesprogramm „Demokratie leben! Aktiv gegen Rechtsextremismus, Ge-
walt und Menschenfeindlichkeit“ stattgefunden haben und wie dort die „Einhaltung 
der politischen Neutralität“ durch die Landesregierung sichergestellt werden könne 
(Thüringer Landtag, Drs. 6/5403). Die AfD beabsichtigt mittels dieser Anfragen Druck 
auszuüben und demokratische Haltung an Schulen in Misskredit zu bringen. Mit 
dem Kampfbegriff „Neutralität“ verfolgt die extreme Rechte seit jeher das Ziel, eine 
kritische Auseinandersetzung mit rassistischen, antisemitischen, verschwörungs-
ideologischen und menschenrechtsverachtenden Inhalten zu unterbinden. Diesem 
Narrativ folgend, würde gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit unter das Spekt-
rum der demokratischen Meinungspluralität fallen, während sämtliche Kritik daran 
zum Schweigen gebracht würde. Die geforderte „neutrale“ Haltung hieße in der Kon-
sequenz, sich nicht gegen Menschen- und Demokratiefeindlichkeit zu positionieren, 
in Konfliktsituationen nicht einzuschreiten oder wegzusehen. 
Obwohl die Arbeitsgrundlagen für in der Bildung arbeitende Fachkräfte den unbe-
dingten Einsatz für menschenrechtsorientierte Werte in der freiheitlich demokrati-
schen Grundordnung verpflichtend zur Maxime erheben, ist die Verunsicherung von 
Lehrer*innen groß. In der zuvor zitierten bundesweiten Umfrage über die GEW stell-
te sich heraus, dass jede sechste befragte Lehrkraft für ihren Einsatz für demokrati-
sche Grundrechte schon einmal gerügt bzw. auf die Einhaltung des „Neutralitätsge-
bots” hingewiesen worden sei (GEW 2025). Die Arbeit von Lehrkräften fußt auf 
zahlreichen gesetzlichen Grundlagen sowie pädagogischen Standards, die eine 
menschenrechtsorientierte und demokratische Bildungs- und Erziehungsarbeit ga-
rantieren – seien es die Beamtengesetze oder die Schulgesetze und Bildungspläne 
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der Länder. Sie alle eint das Bekenntnis zur demokratischen Grundordnung, womit 
Schüler*innen ein wertebasiertes Lernen und Miteinander ermöglicht werden soll. 
Der Beutelsbacher Konsens als ergänzendes Regularium dient dazu, Schüler*in-
nen vor einseitiger Faktendarstellung und parteipolitischer Beeinflussung zu schüt-
zen, indem gesellschaftliche Gegebenheiten ausgewogen diskutiert werden, um sie 
zur selbstständigen Positionierung zu befähigen. Die extreme Rechte deutet den 
Beutelsbacher Konsens bewusst so um, dass daraus ein vermeintliches Tabu wird, 
menschenfeindliche Positionen offen zu benennen. Die AfD beschwert sich folglich 
regelmäßig, ihr werde im Sinne des Beutelsbacher Konsenses keine faire Auseinan-
dersetzung zuteil. Dabei gilt ein einfacher Grundsatz: Was sich in der Gesellschaft als 
kontrovers darstellt, muss auch in der Schule kontrovers diskutiert werden. Versto-
ßen politische Positionen gegen zentrale Werte der Verfassung und Demokratie, er-
laubt der Beutelsbacher Konsens ausdrücklich die Ausübung von Kritik (vgl. Hufen 
2021: 31). Die Pflicht der Lehrkräfte zur ausgewogenen Darstellung schützt extrem 
rechte Akteur*innen weder vor Widerspruch noch vor Kritik. Mehr noch: Würden sie 
sich im Verständnis der extremen Rechten „neutral“ verhalten, so handelten sie ent-
gegen ihrem Auftrag.

Handlungsempfehlungen für Schulen und Forderungen an  
Entscheidungsträger*innen

Der Rechtsruck innerhalb der Gesellschaft macht keinen Halt an der Tür des Schul-
gebäudes. Demzufolge empfiehlt MOBIT eine Gesamtstrategie im Umgang mit dem 
Thema Rechtsextremismus im Kontext Schule. Um Handlungssicherheit zu generie-
ren, sollten zunächst die Rahmenbedingungen in den Blick genommen werden. Ne-
ben der Klarheit über die bestehenden rechtlichen Grundlagen können das Leitbild 
und die Hausordnung der Schule einen ersten wichtigen Bezugspunkt darstellen. 
Erfolgt hier bereits ein Bekenntnis zu demokratischen Grundwerten und eine Ab-
grenzung zu gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit? Gibt es Festlegungen zum 
Umgang mit Rechtsextremismus, Rassismus oder anderem antidemokratischem 
Verhalten an der Schule? Bietet sich hier die Möglichkeit, die Schüler*innen an der 
Erarbeitung teilhaben zu lassen? Des Weiteren bedarf es neben pädagogischen 
Maßnahmen der professionellen Wachsamkeit der Fachkräfte. Sind die Leitung, das 
Kollegium und andere Fachkräfte kollektiv für das Thema sensibilisiert? Was sind 
teaminterne Grenzen, Regeln und Sanktionen? Es muss Einigkeit darüber bestehen, 
wie und wann gehandelt wird, wenn beispielsweise ein*e Schüler*in oder ein Eltern-
teil mit extrem rechter Symbolik die Einrichtung betritt oder eine rassistische Äuße-
rung im Unterricht fällt. Auch die Beziehungsarbeit und Vorbildfunktion der Lehr-
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kräfte spielt eine fundamentale Rolle, um die demokratische Bildung und Erziehung 
von Schüler*innen zu fördern. Indem Schulen und Lehrer*innen aktiv eine demo-
kratische und menschenrechtsbasierte Haltung vorleben und einfordern, können 
Kinder und Jugendliche nachhaltig sensibilisiert werden. 

Um all diesen Dimensionen gerecht werden zu können, benötigen Schulen und 
Lehrkräfte zuverlässige Unterstützungsstrukturen. Es braucht Wissen, Zeit und al-
lem voran die politische Rückendeckung der schulbehördlichen Instanzen und des 
Bildungsministeriums. Das bedeutet konkret: Fort- und Weiterbildungsangebote für 
Lehrkräfte, Schulungsangebote für Entscheidungsträger*innen an den Schulen so-
wie der Verwaltung in den Behörden und leicht zugängliche Informationen zu Unter-
stützungs- und Beratungsangeboten innerhalb der jeweiligen Bundesländer. Dafür 
benötigt es die Entlastung der Lehrkräfte, um ihnen die Kapazitäten zur Umsetzung 
überhaupt zu ermöglichen. Gleiches gilt für kollegiale Fallberatungen, Teambespre-
chungen und die Implementierung der fachlichen Inhalte in den Unterricht. Wichtig 
ist, dass derartige Maßnahmen allein nicht ausreichen, sondern immer nur einen 
Baustein in einer langfristigen und umfänglichen Gesamtstrategie darstellen sollten. 
Diese Form der Problemlösung muss als nachhaltige Auseinandersetzung verstan-
den und realisiert werden, nicht als Einzelmaßnahme. Um dem Thema Rechtsextre-
mismus und Demokratiebildung ganzheitlich zu begegnen, benötigt es das konse-
quente Handeln der politischen Akteur*innen und zuständigen Ministerien. Denn 
sie sind diejenigen, die inhaltliche und administrative Vorgaben zur Demokratiebil-
dung veranlassen und durchsetzen können, die Lehrkräften von Grund auf Rückhalt 
sowie Entlastung bieten sollten und die Rahmenbedingungen für Partizipation und 
einen menschenrechtsbasierten und demokratiebewussten Lernraum schaffen. 

Fazit

Der fortschreitende Rechtsruck ist ein gesamtgesellschaftliches Problem und stellt 
Schulen spürbar vor enorme Herausforderungen. Der Arbeitsalltag von Lehrkräften 
ist unabhängig davon bereits durch komplexe Aufgaben wie Bildung und Erziehung 
sowie zahlreiche administrative Prozesse überstrapaziert. Trotzdem müssen Schulen 
und Lehrkräfte qua ihres Arbeitsauftrages für eine klare, wertegebundene und 
menschrechtsbasierte Haltung eintreten. Dafür braucht es die konsequente Rücken-
deckung für alle schulischen Akteur*innen und die beständige Unterstützung durch 
schulpolitische Entscheidungsträger*innen auf allen Ebenen. Diese stärkt nicht nur 
die Handlungssicherheit von Lehrkräften, sondern liefert überhaupt erst die Gewähr 
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dafür, dass Demokratie und Menschenrechte grundlegend in den Strukturen von 
Bildungsinstitutionen implementiert werden können.
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When „the ground is vibrating“: 
Perspektiven internationaler 
Studierender und Fachkräfte auf 
den Aufstieg der AfD in Thüringen
	 Laura Dellagiacoma & Luisa Conti

Der politische Aufstieg der AfD – besonders sichtbar bei den Landtagswahlen 2024 
und der Bundestagswahl 2025 (vgl. Thüringer Zustände 2024) – kam nicht überra-
schend, wie die Daten des Thüringen-Monitors der letzten Jahre zeigen (vgl. Thürin-
ger Monitor 2024: 24–26). Die Wahlergebnisse haben dennoch die Verunsicherung 
verstärkt, besonders unter jungen Menschen mit internationaler Biografie. Interna-
tionale Studierende sind für Thüringen sowohl gesellschaftlich als auch arbeits-
marktpolitisch bedeutsam. Aufgrund des bis 2035 erwarteten Rückgangs der Er-
werbsbevölkerung um 10 bis 15 % (Bernardt et al. 2023) betonen die Leitlinien zur 
Hochschulentwicklung in Thüringen 2026 bis 2030, internationale Studierende 
durch konkrete Angebote zur sozialen Integration in den Alltag sowie durch studien-
begleitende Qualifizierungs- und Karriereangebote und Kooperationen mit der re-
gionalen Wirtschaft gezielt zu unterstützen (TMWWDG 2024: 29). Vor diesem Hinter-
grund förderte das Thüringer Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale 
Gesellschaft (TMWWDG) das Projekt ARAPiS (Analyse der Rolle und des Arbeitsmarkt-
potenzials internationaler Studierender). Das Projekt wurde als Kooperation vom 
KomRex, der Arbeitsgruppe Wirtschaftsgeografie, vom Internationalen Büro und 
vom Career Point der Universität Jena umgesetzt.1 Zwischen Januar und Mai 2025 
konnten im Rahmen eines Teilprojekts Interviews mit internationalen Studierenden 
(n = 17) sowie mit Absolvent*innen der FSU Jena verwirklicht werden, die zum Zeit-
punkt der Erhebung in Thüringen (n = 11) bzw. außerhalb Thüringens (n = 9) berufs-
tätig waren. Sieben Interviews fanden in zeitlicher Nähe zur Thüringer Landtagswahl 
und rund um die Bundestagswahl statt.2 

1	 Für weitere Informationen: https://www.career.uni-jena.de/en/5214/arapis.

2	 Die Stichprobe war überwiegend männlich (60 %) und fachlich vor allem im MINT-Bereich verortet 
(57 %); weitere Teilnehmende kamen aus den Sozialwissenschaften (24 %) und der Wirtschaft (19 %). Häu-
fig vertretene Herkunftsregionen waren der Nahe Osten (24 %), Südostasien (22 %), Afrika (16 %) und Ost-
europa (16 %). Die Interviews fanden auf Deutsch und auf Englisch statt.

https://www.career.uni-jena.de/en/5214/arapis
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Untersucht wurden Erfahrungen in der Arbeitssuche und am Arbeitsplatz sowie die 
Frage, ob und inwiefern der politische Kontext die Bleibeperspektiven der Befragten 
beeinflusst. Im Folgenden werden die zentralen Befunde zur letztgenannten Frage-
stellung präsentiert und anschließend diskutiert. Sie beruhen auf einer qualitativ-in-
haltsanalytischen Auswertung nach Schreier (2008). Auffällig ist, dass die Mehrheit 
der Interviewten den politischen Kontext ohne explizite Nachfrage selbst themati-
sierte.

„The ground is vibrating“

Die Antworten zeigen eine ausgeprägte Verunsicherung der Interviewten im Kontext 
des AfD-Aufstiegs, der als besorgniserregend bewertet wurde. Mehrere Befragte be-
richteten von einer Zunahme sowohl subtiler rassistischer Handlungen – etwa Mik-
roaggressionen wie übergriffige Blicke oder unfreundliches Verhalten – als auch ma-
nifester rassistischer Vorfälle. Diese ereigneten sich nach Angaben der Interviewten 
vor allem im öffentlichen Raum, insbesondere in öffentlichen Verkehrsmitteln. Ein 
Befragter berichtete, im Zug trotz gültigen Tickets rassistisch beleidigt worden zu 
sein.
Einige reflektierten, dass sie selten angefeindet würden, solange sie nicht als mig-
rantisch gelesen werden. Anfeindungen träten vor allem dann auf, wenn sie im öf-
fentlichen Raum sichtbar werden. So wurde geschildert, dass eine Gruppe beim Spa-
zieren im Zentrum Jenas von Jugendlichen angeschrien und rassistisch beleidigt 
wurde, weil sie sich nicht auf Deutsch unterhielt.
Mehrere Befragte hoben hervor, dass Betroffene weder in beobachteten noch in 
selbst erlebten Vorfällen Unterstützung durch unbeteiligte Dritte erhielten. In die-
sem Zusammenhang formulierten insbesondere jene Interviewten, die zum Zeit-
punkt der Erhebung bereits seit längerer Zeit in der Region lebten, die Einschätzung, 
dass Rassismus in Thüringen zunehmend offener artikuliert werde. Rassismus ge-
winne gesellschaftlich an Akzeptanz.

„Maybe four years ago that people were hiding their racism… Now they are 
not hiding it anymore because they saw that AfD is the strongest party. They 
are so frankly talking about everything.“ (Interviewte 1)3

Viele Interviewte berichteten von internationalen Freund*innen, die Thüringen an-
gesichts des steigenden Rassismus verlassen möchten. Mehrere Teilnehmende for-

3	 Übersetzung: „Vor vielleicht vier Jahren haben die Leute ihren Rassismus noch versteckt […] Jetzt ver-
bergen sie ihn nicht mehr, weil sie gesehen haben, dass die AfD die stärkste Partei ist. Sie sprechen ganz 
offen über alles.“ (Interviewte 1).
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mulierten zudem, dass auch sie selbst Thüringen – oder sogar Deutschland – ver-
lassen würden, falls sich die politische Lage künftig weiter verschärfe. Die damit 
verbundene Zukunftsangst und die Markierung einer möglichen ,Kipppunkt’-Situa-
tion kommen im folgenden Zitat zum Ausdruck:

„At the moment it’s still acceptable, but it’s already a feeling like the ground 
is vibrating and I’m afraid that with the next elections it’s going to be worse. 
And then, then I’m sure I’m leaving, whatever. No matter what I’m leaving, I 
don’t want to be in the place where people want to send back other people 
and take away their citizenship.“ (Interviewte 7)4 

Unsicherheit wird nicht nur als diffuse Zukunftsorientierung artikuliert, sondern als 
individuelle, alltagsnahe Angst um die eigene Sicherheit.

„The situation doesn’t look very good. If the racism starts to increase over 
here, then obviously you’re not safe. You don’t feel safe over here. So, there is 
no point in living here. So, I would just quickly find some other place where 
it’s safer, where people are more accepting of other nationalities as well.“ 
(Interviewte 13)5

Einige Befragte problematisierten den AfD-Zuwachs, weil er in Thüringen die ohne-
hin bestehenden Schwierigkeiten, eine Arbeitsstelle zu finden und beruflich voranzu-
kommen, weiter verschärfen könnte.

„If I have the opportunity or the privilege to work, I’m not really concerned 
about the political affiliation of the people around me or things of that sort. 
But if their political aspiration is hindering me from making progress, then 
maybe I might start here, but later on decide to move to another place, con-
sidering the unfriendliness or the hindrance that I’m facing here.“ 
(Interviewte 12)6

4	 Übersetzung: „Im Moment ist es noch erträglich, aber man hat schon das Gefühl, als würde der Bo-
den beben, und ich befürchte, dass es bei den nächsten Wahlen noch schlimmer wird. Und dann, dann 
gehe ich ganz sicher weg, egal was passiert. Egal was kommt, ich gehe weg; ich will nicht an einem Ort 
sein, an dem Menschen andere Menschen zurückschicken und ihnen die Staatsbürgerschaft entziehen 
wollen.“ (Interviewte 7).

5	 Übersetzung: „Die Lage sieht nicht besonders gut aus. Wenn der Rassismus hier zunimmt, ist man 
hier offensichtlich nicht sicher. Man fühlt sich hier nicht sicher. Es macht also keinen Sinn, hier zu leben. Ich 
würde mir daher schnell einen anderen Ort suchen, an dem es sicherer ist und wo die Menschen anderen 
Nationalitäten gegenüber aufgeschlossener sind.“ (Interviewte 13).

6	 Übersetzung: „Wenn ich die Möglichkeit oder das Privileg habe zu arbeiten, mache ich mir keine 
großen Gedanken über die politische Zugehörigkeit der Menschen in meinem Umfeld oder Ähnliches. 
Wenn mich ihre politischen Bestrebungen jedoch daran hindern voranzukommen, dann fange ich viel-
leicht hier an, entscheide mich aber später, an einen anderen Ort zu wechseln, angesichts der Feindselig-
keit oder der Hindernisse, denen ich hier begegne.“ (Interviewte 12).
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Im Kontrast zu diesen Erfahrungen und Zukunftssorgen verglichen einige Befragte 
Thüringen mit westdeutschen Städten oder Regionen, die sie als offener gegenüber 
internationalen Menschen beschrieben. Internationalität sei dort insgesamt sicht-
barer und stärker wertgeschätzt, was sich u. a. in niedrigeren Erwartungen an 
sprachliche Anpassung widerspiegele. Auch Jenas Internationalität wurde positiv 
hervorgehoben: Diese stelle für einige einen zentralen Bleibe- bzw. Haltfaktor dar.

„[The] reason why I am still here is because Jena is a little bit international. 
What makes Jena a little bit attractive to people like us is because of the In-
ternationality... there are a lot of international students and the lecturers 
have international experience.“ (Interviewte 11)7

Neben den Sorgen und Überlegungen, künftig wegziehen zu müssen, wurde Jena 
mehrfach als Ausnahme innerhalb der politischen Landschaft Thüringens beschrie-
ben. Für viele sei die Stadt eine „Insel im blauen Meer“ (Interviewte 4) und damit ein 
zentraler Grund zu bleiben. Diese Wahrnehmung wurde mit den Wahlergebnissen 
verknüpft:

„Thankfully, Jena is one of the cities that voted for the left party and that’s 
really nice. It was the purple spot in the whole blue map. So, it’s something 
good that tells you that the people in Jena are aware that this path is not 
really the good path for Germany.“ (Interviewte 6)8

Zugleich verwiesen einige Interviewte auf Initiativen und Projekte, die sich aktiv ge-
gen rechtsextreme Positionen und Mobilisierungen stellen. Die Sichtbarkeit solcher 
Gegenbewegungen erzeugte bei den Befragten Sicherheitsgefühle und Hoffnung 
und wurde als konkreter Haltfaktor beschrieben:

„When I see such a project, such a movement, it also gives us hope that there 
is a hope for Thüringen, there are some people who are against such [far-
right-wing] movement, that is what makes some of us want to stay back.“ 
(Interviewte 11)9

7	 Übersetzung: „Der Grund, warum ich immer noch hier bin, ist, dass Jena ein bisschen international ist. 
Was Jena für Leute wie uns ein bisschen attraktiv macht, ist eben diese Internationalität […]. Es gibt viele 
internationale Studierende und die Dozenten verfügen über internationale Erfahrung.“ (Interviewte 11).

8	 Übersetzung: „Zum Glück gehört Jena zu den Städten, die für die Partei Die Linke gestimmt haben, 
und das ist wirklich schön. Es war der violette Fleck auf der ganzen blauen Landkarte. Das ist also etwas 
Positives, das zeigt, dass die Menschen in Jena sich bewusst sind, dass dieser Weg nicht wirklich der rich-
tige Weg für Deutschland ist.“ (Interviewte 6).

9	 Übersetzung: „Wenn ich ein solches Projekt, eine solche Bewegung sehe, gibt uns das auch Hoffnung, 
dass es Hoffnung für Thüringen gibt, dass es Menschen gibt, die sich gegen eine solche [rechtsextreme] 
Bewegung stellen – das ist es, was einige von uns dazu bewegt, hier zu bleiben.“ (Interviewte 11).
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Insbesondere für Menschen ohne gesicherten Aufenthaltsstatus ist die sichtbare 
Präsenz einer starken Zivilgesellschaft bedeutsam, weil sie als Gegenpol zu rechten 
Mobilisierungen wahrgenommen wird und (zumindest teilweise) Sicherheitsgefühle 
sowie Bleibemotivation stützen kann. Dies bringt Interviewte 18 zum Ausdruck:

„Wegen AfD würde ich nicht aus Jena ausziehen. Ich bin deutscher Staatsbür-
ger jetzt, aber Leute, die keinen festen Aufenthalt haben […] machen sich 
viele Gedanken wegen AfD. Aber Thüringen hat eine starke Zivilgesellschaft. 
Es gibt auch viele NGO, Parteien, Interessen gegen AfD […] AfD ist da, wir sind 
auch da.“ (Interviewte 18)

Angegriffene Zivilgesellschaft

Die Ergebnisse zeigen zunächst, dass sich die gegenwärtige politische Lage unmit-
telbar auf internationale Studierende und Absolvent*innen auswirkt: Zunehmende 
rassistische Anfeindungen, Mikroaggressionen und Einschüchterungen – insbeson-
dere im öffentlichen Raum – erzeugen Verunsicherung und können Rückzugs- oder 
Wegzugsabsichten verstärken. Internationale Studierende und Absolvent*innen 
sind jedoch selbst Teil der lokalen Gemeinschaft und damit auch der Zivilgesellschaft. 
Wenn sie sich zurückziehen oder die Stadt verlassen, betrifft dies deshalb nicht nur 
individuelle Lebensentscheidungen, sondern auch die Zusammensetzung, Diversität 
und Zukunft der lokalen Zivilgesellschaft. Von einer „angegriffenen Zivilgesellschaft“ 
kann in diesem Zusammenhang in doppelter Hinsicht gesprochen werden: zum ei-
nen, weil ihre Mitglieder direkt von rassistischen Praktiken betroffen sind; zum ande-
ren, weil mit der Normalisierung von Rassismus jene geteilten Erwartungen an An-
erkennung, Vertrauen und wechselseitige Reziprozität untergraben werden, auf 
denen zivilgesellschaftliches Zusammenleben beruht. Bleibt Unterstützung durch 
Dritte aus, verliert der Alltag an sozialem Halt. Geschwächt werden damit auch jene 
Beziehungen und Beteiligungsformen, die eine demokratische und nachhaltige lo-
kale Öffentlichkeit tragen. Vor diesem Hintergrund müssen Vertrauen und Reziprozi-
tät in der (Zivil-)Gesellschaft aktiv hergestellt und sichtbar verteidigt werden, damit 
ein Zuhause als vertrauter „intersubjektiver Raum der Geborgenheit“ (Conti 2024) 
entstehen und sich durch Resonanzerfahrungen, also durch erfahrene Anerken-
nung, Solidarität und Verbundenheit, festigen kann. Die sichtbare und aktive Präsenz 
zivilgesellschaftlicher Initiativen, NGOs und Gegenmobilisierungen ist dabei eine le-
benswichtige Ressource – nicht nur für von Rassismus betroffene Menschen, son-
dern für die Zivilgesellschaft insgesamt. 
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Ort der Widersprüche: Ilmenau 
nach dem rassistischen Angriff  
an der TU Ilmenau am 10. April 2025
	 Sabina Idrisova & Johanna Schäfer

Ilmenau ist eine kleine Universitätsstadt, umgeben von Wald, mit kurzen Wegen, ver-
trauten Gesichtern und dem Gefühl, dass man sich kennt. Viele Studierende be-
schreiben sie als ruhig, überschaubar, fast geschützt. Doch seit dem 10. April 2025 ist 
dieses Gefühl für einige nicht mehr dasselbe. An diesem Tag wurden internationale 
Studierende auf dem Campus der Technischen Universität (TU) Ilmenau mit Hart-
gummigeschossen angegriffen.

Für manche kam der Angriff überraschend, für andere war er erschreckend erwart-
bar. „Ich hatte innerlich schon das Gefühl, dass irgendwann etwas passieren wird“, 
sagt J. rückblickend. J. lebt seit vielen Jahren in Ilmenau und ist in der Vergangenheit 
von einigen rassistischen Anfeindungen und einem rassistischen Angriff betroffen 
gewesen. Sie berichtet, dass sich die politische Stimmung seit einigen Jahren verän-
dert habe, sie sei rauer geworden. Was man lange nicht wahrhaben wollte, habe sich 
an diesem Tag brutal manifestiert.

Der Text basiert auf einem Interview, das zwei Beraterinnen der fachspezifischen Ge-
waltopferberatung ezra mit den Betroffenen F. und J. geführt haben. F. und J. leben 
seit vielen Jahren in Ilmenau, sind beruflich und über ihr Studium mit der TU verbun-
den und in der Stadtgesellschaft engagiert. F. war selbst von den Angriffen am 10. 
April 2025 betroffen.

Was ist am 10. April 2025 passiert? 

Am 10. April 2025 wurden über mehrere Stunden Passant*innen, vor allem auslän-
dische Studierende, auf dem Campus der TU Ilmenau aus einem Auto heraus mit 
Hartgummigeschossen beschossen. Mehrere Personen wurden verletzt. Zwischen 
19 und 22 Uhr fuhren die Täter mehrmals ihre Runden, hielten an, suchten sich Ziele 
aus und feuerten Schüsse ab. Zuvor sollen sie bereits in der Altstadt einen Passanten 
verletzt haben. Laut Polizei wurden mindestens acht Personen verletzt, weitere Be-
troffene berichteten von Beschuss ohne Verletzungen. Die Polizei traf teilweise erst 
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eineinhalb Stunden nach den Notrufen ein. Die Tatverdächtigen müssen sich  im 
März 2026 vor Gericht verantworten.

F. war von dem Schusswaffenangriff direkt betroffen. „Ich habe mir selbst Kugeln ein-
gefangen“, sagt er. Zuerst sei alles surreal gewesen, keine sofortige Angst, sondern 
ein Zustand zwischen Unglauben und Leere. Erst nach und nach sei die Realität ein-
gesickert. Während sie auf die Polizei warteten, versuchten die Betroffenen, fürein-
ander da zu sein. „Wir haben versucht, irgendwie eine Art Schutzraum zu bieten“, 
beschreibt F. In diesem Moment war Solidarität nicht organisiert, sondern instinktiv. 
Menschen hielten zusammen, weil sie sonst nichts hatten.

Schnell mischte sich zur Angst eine politische Dimension. Das Kennzeichen des Tä-
terfahrzeugs weckte den Verdacht auf einen rechtsextremen Hintergrund, da die 
Zahlenkombination eine Lesart als etablierter Code aus rechtsextremen Kontexten 
nahelegt. Zudem wurde schnell klar, dass insbesondere internationale Studierende 
zur Zielscheibe wurden. Ein weißer Studierender berichtet, dass er verschont blieb, 
während migrantisch gelesene Personen in seiner Nähe beschossen wurden. „Da ist 
es uns kalt den Rücken runtergelaufen“, sagt F. Der Angriff erschien nicht zufällig, 
sondern eingebettet in ein gesellschaftliches Klima, das solche Taten möglich macht.

Gegen das Wegsehen 

Für F. war klar, dass Schweigen keine Option ist: „Für mich war entscheidend, dass wir 
an die Öffentlichkeit gehen, damit klar wird, was passiert ist – und dass es nicht run-
tergespielt wird.“ Genau dieses Herunterspielen erlebten die Betroffenen in den Ta-
gen danach. Besonders schmerzhaft war für viele die Reaktion der Universität. Eine 
interne Mail sprach von einem „Einzelfall“. Der Campus wurde als „sicher” beschrie-
ben. Für F. war das ein Schlag ins Gesicht: „Das war einfach schwer verständlich, so 
eine völlig kalte, unempathische Reaktion.“ Die Universität war kein zufälliger Tatort, 
sondern Schutz- und Wohnraum für Studierende. Internationale Studierende hätten 
sich keine Beschwichtigung gewünscht, sondern Anerkennung des Erlebten, Schutz 
und klare Solidarität für Betroffene. „Keine Person, mit der ich gesprochen habe, fand 
diese Nachricht angemessen“, sagt F. Worte der Empathie hätten gefehlt. Ein klares 
Signal, dass die Universität hinter den Betroffenen steht, ebenfalls.
Auf kommunaler Ebene wurde jedoch ein öffentliches Zeichen der Solidarität ge-
setzt: Der Stadtrat Ilmenau verabschiedete eine Resolution, in der der Angriff verur-
teilt wurde. Mit großer Mehrheit positionierte sich das Gremium damit öffentlich an 
der Seite der Betroffenen und setzte ein Zeichen gegen rassistische Gewalt.
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„Das ist kein Einzelfall“ 

J. kritisiert, dass der Angriff aus dem gesellschaftlichen Kontext herausgelöst wurde. 
„Ausländische Studis haben täglich mit Alltagsrassismus zu tun“, sagt sie als An-
sprechpartnerin für viele internationale Studierende, mit denen sie eng im Austausch 
steht. Einen solchen Angriff als Einzelfall zu deklarieren, mache all diese Erfahrungen 
unsichtbar. Sie berichtet von Beschimpfungen und Bedrohungen im Zug und auf der 
Straße – Teil eines Alltags, den viele nicht sehen wollen.

Internationale Studierende: Angst, Unsichtbarkeit und Selbstschutz 

Für viele internationale Studierende verschärfte der Angriff den ohnehin prekären 
Alltag. J. beschreibt, dass viele Angst haben, Anzeige zu erstatten. Nicht aus Gleich-
gültigkeit, sondern aus Angst vor Konsequenzen für ihr Visum. Außerdem fragen sie 
sich: „Was ist, wenn ich Probleme mit der Ausländerbehörde bekomme?“ Das sei eine 
häufige Sorge. Diese Abhängigkeit mache Betroffene still, die Dunkelziffer rassisti-
scher Übergriffe hoch. Viele sagten sich: „Hauptsache, nichts passiert. Hauptsache, 
ich kann mein Studium beenden. Hauptsache, ich falle nicht auf.“ Für viele internatio-
nale Studierende fehlten sprachliche und soziale Ressourcen sowie Orientierung im 
neuen System, um ihre Rechte wahrzunehmen und ihre Probleme sichtbar zu ma-
chen.  Manche würden allein die Straße meiden, andere überlegen, ihren Körper 
„stärker“ zu machen, um sich verteidigen zu können. Eine bittere Logik: Sicherheit 
wird zur individuellen Aufgabe, Schutz zur Selbstverantwortung.

Berichterstattung 

Für viele Betroffene war es zusätzlich verletzend, wie über den Angriff berichtet wur-
de. In ersten Meldungen war von einer „spielzeugähnlichen Waffe“ die Rede, was das 
Geschehen verharmloste. F. beschreibt, wie schwer es war, dagegen anzukämpfen: 
„Ich habe versucht mitzuteilen, dass es keine Spielzeugwaffe war.“ Solche Darstellun-
gen hatten reale Konsequenzen, boten Raum für Zweifel und Negierung der Betrof-
fenenberichte. Besonders schmerzhaft: Relativierungen geschahen auch offen mit 
Klarnamen. In sozialen Netzwerken meldeten sich Menschen, die ihre Erlebnisse in-
frage stellten oder kleinredeten. „Die Erfahrungsberichte der Betroffenen wurden 
komplett negiert“, sagt F. Was blieb, war das Gefühl, sich nicht nur rechtfertigen zu 
müssen, sondern auch beweisen zu müssen, dass das eigene Leid real ist.
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Solidarität von unten 

Gleichzeitig zeigte sich aber auch eine andere Seite von Ilmenau: Menschen wider-
sprachen, stellten sich schützend vor die Betroffenen. Die spontane Kundgebung, 
die von BUNTnis Ilmenau, einem lokalen Bündnis aus zivilgesellschaftlichen Grup-
pen und engagierten Bürger*innen, organisiert wurde, entwickelte sich nach dem 
Angriff für viele Menschen zu einem wichtigen Moment des gemeinsamen Zusam-
menkommens. „Da war sofort klar: Wir müssen Solidarität zeigen“, sagt J. Unter-
stützung durch Beratungsstellen wie ezra war zentral. F. beschreibt diese Hilfe als 
tragend: „Das hat wirklich Kraft gegeben, damit umzugehen.“ Einzelgespräche, Be-
gleitung und das Gefühl, ernst genommen zu werden, standen im Kontrast zur Käl-
te, die viele von institutioneller Seite wahrnahmen. Solidarität kam aus Netzwerken, 
Freundschaften und zivilgesellschaftlichem Engagement – persönlich, konkret und 
emotional. 

Die unsichtbare Grenze: Wo fühle ich mich heimisch?

Ilmenau ist für viele ein Ort der Widersprüche: Nähe, Alltag, Freundschaft und zu-
gleich ein Ort, an dem man plötzlich spürt, dass Zugehörigkeit brüchig ist. J. sagt: 
„Man denkt, man hat Wurzeln geschlagen. Und dann merkt man, vielleicht ist das 
doch nicht sicher.“ Sie sagt offen, dass sie vorbereitet sein will. Nicht aus Panik, son-
dern aus Verantwortung für ihre Familie. F. beschreibt Ilmenau als Heimat auf ge-
packten Koffern. Lange war es ein sicherer Ort. Dieses Gefühl ist brüchig gewor-
den.

Kein Schlussstrich – Was jetzt passieren muss 

J. und F. sprechen nicht nur über Kritik, sondern über mögliche positive Konsequen-
zen. Sie fordern offene,  niederschwellige Begegnungsräume zwischen Stadt und 
Universität, mehr psychologische Beratung, kulturelle Angebote und klare Verant-
wortungsübernahme durch Stadt, Studierendenwerk und Hochschule. Der Angriff 
war kein Einzelfall, sondern ein Brennglas: Er zeigt, dass Sicherheit nicht selbstver-
ständlich ist, Anerkennung erkämpft werden muss und Schweigen gefährlich ist. 
Was sie eint, ist der Wunsch nach Haltung: Rassismus darf nicht verwaltet werden, 
er muss benannt und bekämpft werden. Ilmenau steht damit nicht allein. Aber die 
Frage, die bleibt, ist lokal und konkret: Welche Stadt will Ilmenau sein? Eine, die be-
ruhigt und relativiert? Oder eine, die zuhört, schützt und Verantwortung über-
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nimmt? Die Betroffenen haben ihre Antwort gegeben – mit Worten, Mut und Öffent-
lichkeit. Nun liegt es an Stadt, Universität und Gesellschaft zuzuhören, zu schützen 
und Verantwortung zu übernehmen. 
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Völkische Untergangsrhetorik  
und antisemitische Weltbilder  
bei „Freies Thüringen“
	 RIAS Thüringen-Autor*innenteam

Antisemitismus in Thüringen blieb auch im Jahr 2025 eine konstante und vielschich-
tige Bedrohung. Jüdinnen*Juden sind weiterhin mit unterschiedlichen Formen anti-
semitischer Anfeindungen konfrontiert. Diese reichen von gezielten Sachbeschädi-
gungen und Schmierereien über Bedrohungen bis hin zu öffentlichen antisemitischen 
Äußerungen, etwa im Rahmen von Demonstrationen. Eine ausführliche Aufschlüsse-
lung antisemitischer Vorfälle in Thüringen im Jahr 2025 wird der Jahresbericht der 
RIAS Thüringen im Frühsommer 2026 bereitstellen. Die vorläufige Datenlage ver-
deutlicht schon jetzt, dass antisemitische Vorfälle in unterschiedlichen ideologischen 
Zusammenhängen auftreten. Dazu zählen etwa linke und antiimperialistische, anti-
israelische, verschwörungsideologische, rechtsextreme bzw. rechtspopulistische 
Kontexte. Antisemitismus aus dem rechtsextremen Spektrum bleibt in Thüringen 
verbreitet und wird vor allem im Zusammenhang mit den sogenannten „Montags-
spaziergängen“ sichtbar. Dabei verbinden sich rechtsextreme und christlich-funda-
mentalistische Inhalte zu Mischformen, die erkennbar von antisemitischen Weltbil-
dern gerahmt sind. Das wird im Folgenden anhand inhaltlicher Analysen von Reden 
von „Freies Thüringen“ aufgezeigt, die im Rahmen des RIAS-Monitorings durchge-
führt wurden.

Das Netzwerk „Freies Thüringen“ im Protestgeschehen

Im Dickicht der Thüringer „Montagsspaziergänge“ sticht ein Akteur hervor: das rechts-
extreme Netzwerk „Freies Thüringen“, das insbesondere in Ostthüringen auf einschlä-
gigen Demonstrationen vertreten ist (Koch et al. 2023: 43 ff.). Der inoffizielle Kopf des 
Netzwerks ist der Rechtsextremist Frank Haußner. Er ist nicht nur im verschwörungs-
ideologischen Spektrum der „Montagsdemos“ bekannt, sondern  pflegt  auch  gute 
Kontakte in die deutsche Neonazi- und Reichsbürger-Szene. Sich selbst und „Freies 
Thüringen“ versteht Haußner als politisches Vorfeld der  rechtsextremen Alternative 
für Deutschland (AfD). Auf den „Montagsdemos“ in seinem Heimatort Zeulenroda ge-
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hören Fahnen der Partei zur Standardbeflaggung und mit AfD-Landeschef Björn Hö-
cke pflegt Haußner einen freundschaftlichen Umgang (Lenze 2024).

Antisemitisches Grundrauschen

In den Redebeiträgen auf Kundgebungen des Netzwerks verdichten sich zentrale 
ideologische Deutungen, die das politische Selbstverständnis prägen. In den Reden 
wird wiederholt Bezug auf globale sowie nationale politische Krisen genommen. 
Zentrale Themen sind der russische Angriffskrieg in der Ukraine, der israelisch-paläs-
tinensische Konflikt und die Corona-Pandemie. Der Verteidigungskrieg der Ukraine 
gegen Russland sowie die deutsche Aufrüstungspolitik werden als von „Globalisten“ 
und „Zionisten“ gesteuertes Projekt  dargestellt.  Auch der sogenannte Nahostkon-
flikt wird verschwörungsideologisch aufgeladen. Israel gilt dabei nicht als souveräner 
Staat mit eigenen politischen und ökonomischen Interessen, sondern als Teil „ver-
borgener Strukturen“ oder eines „tiefen Staates“, in dem das „auserwählte Volk“ auf 
eine „neue Weltordnung“ hinarbeite. Die Corona-Pandemie wird ebenfalls in diese 
Deutungsmuster eingebettet.  Impfungen erscheinen dabei  als ein Plan „finsterer 
Mächte“, gegen die es sich zu wehren gilt. Dabei strukturieren völkische und religiö-
se Motive das Weltbild: Politik wird als geistlicher Kampf gegen teuflische „Mächte 
und Gewalten“ verstanden. So verschmelzen die realen gesellschaftlichen Krisen zu 
einer umfassenden Erzählung vom existenziellen Abwehrkampf des „deutschen Vol-
kes“ gegen einen antisemitisch markierten Feind.

Völkische Ideologie

Diese Zuspitzung knüpft an zentrale Elemente völkischer Ideologie an. Ein integraler 
Bestandteil dieser Ideologie ist die Vorstellung, der Untergang oder der Tod des Volkes 
seien absehbar oder stehen sogar unmittelbar bevor. Sowohl die Dringlichkeit als auch 
die Radikalität, mit der politisch gehandelt werden müsse, wird so von rechtsextremen 
Akteur*innen hervorgehoben. Diese Erzählstruktur wurzelt im deutschen Konservatis-
mus der Zwischenkriegszeit und gelangte über die publizistischen Tätigkeiten der so-
genannten Neuen Rechten in das Standardrepertoire der gegenwärtigen extremen 
Rechten (Weiß 2015). Oswald Spengler, zentrale Inspirationsquelle der Neuen Rechten, 
stellt den kulturellen Verfall und den Untergang von Völkern ins Zentrum seines antili-
beralen und antidemokratischen Denkens. Bevor ein Volk untergehe, trete es aus ei-
nem Zustand der Kultur in einen Zustand der Zivilisation, welcher von Materialismus 
und Künstlichkeit geprägt sei (Groß 2022: 52 f.). Individualismus führt in diesem Den-
ken zur Selbstentfremdung des Volkes und dann zu seinem Untergang.
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Aus Frank Haußners Reden geht hervor, dass für ihn heute ähnliche Mechanismen 
am Werk sein sollen. Am 07. April 2025 sprach er auf dem Marktplatz in Zeulenroda 
von einem bevorstehenden Untergang des Volkes, der nicht abgewendet werden 
könne, „wenn das Volk der Deutschen nicht endlich aufsteht und sich von den Ma-
rionetten der globalen Machtstrukturen befreit“. Die Befreiung bleibe jedoch un-
wahrscheinlich, denn das Volk befinde sich „in Dekadenz und medialer Verblödung“ 
und sei deshalb „nicht fähig, die Gefahren der globalistischen Pläne zu erken-
nen“. Die Schwäche des Volkes erklärt sich auch Haußner aus jenen „Zivilisations-
krankheiten“, die Spengler vor Augen hatte. Doch er personifiziert das ohnehin anti-
semitisch grundierte Unbehagen an der Moderne, das bei Spengler die Namen 
„Materialismus“ und „Künstlichkeit“ trägt: Schuld sind die „Globalisten“. 
Haußner reproduziert damit eine typische Konstellation antisemitischer Ideologien: 
Ein imaginiertes Volk, welches als Gemeinschaft mit vermeintlich natürlicher Zusam-
mengehörigkeit und Harmonie gezeichnet ist, wird wahlweise bedroht, zersetzt, ma-
nipuliert, ausgebeutet oder unterdrückt durch bösartige und im Verborgenen agie-
rende Mächte. Diese handeln im antisemitischen Bild konspirativ, einzig sichtbar sind 
ihre ‚Machenschaften‘, in denen sich ihr Handeln ausdrückt. Statt bspw. bei einer 
Gesellschaftsdiagnose des Verfalls durch „Dekadenz und mediale Verblödung“ ste-
hen zu bleiben, personifiziert Haußner die Ursache dieses Verfalls mit der antisemi-
tischen Chiffre „Globalisten“. Wahlweise ersetzt er diese durch andere antisemitische 
Chiffren oder erspart sich den kommunikativen Umweg, indem er direkt von „Zionis-
ten“, „Israel“ oder einer „alttestamentarischen Sekte“ redet.
In dem Bild einer finsteren Macht, die ein vermeintlich einheitliches Volk zersetzt, 
verschränken sich also Antisemitismus und völkische (Untergangs-)Ideologie.  Oft 
werden diese vermeintlichen Verschwörungen nicht nur für den „Tod eines Volkes” 
verantwortlich gemacht. Immer wieder hat die heraufbeschworene Bedrohung auch 
universellen Charakter. Dann ist die Verschwörerin z. B. eine „Weltuntergangssekte“, 
wie sie Haußner in einer Rede vom 16. Juli 2025 für einen möglichen „Weltbrand“ ver-
antwortlich zeichnet. Interessant an dieser Rede ist ihr zusätzlicher antijudaistischer 
Gehalt. Jener „Weltuntergangssekte“ schreibt Haußner das Adjektiv „alttestamenta-
risch“ zu und bezeichnet sie immer wieder abwertend als „auserwähltes Volk“. Damit 
greift Haußner auf uralte Bilder christlichen Judenhasses zurück.
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Biblische Bezüge

Ein wiederkehrendes Motiv in den Reden auf Veranstaltungen von  „Freies  Thürin-
gen“ ist das von „Licht“ und „Finsternis“. Besonders deutlich wurde dies auf einer Ver-
anstaltung zum Volkstrauertag am 16. November 2025 in Gera. Zu Beginn erinnerte 
der  Redner  an die „Millionen Opfer“ mehrerer angeblich „aufgezwungener Krie-
ge“. Als Einsicht aus dieser Darstellung formulierte der Redner, „Völker dürften sich 
nie wieder gegeneinander aufhetzen lassen.“ Die Verantwortung für Kriege sieht der 
Redner nicht bei Staaten oder politischen Entscheidungen, sondern bei „Mächtigen 
und Gewalten“ sowie bei „Herren der Welt, die über diese Finsternis herrschen“.
Der Redner hat diese Sätze direkt aus dem „Brief an die Epheser“ im Neuen Testa-
ment übernommen und sie auf das aktuelle politische Geschehen übertragen. Mit-
hilfe dieser metaphorischen Zuspitzung reduziert er politische Komplexität nicht nur, 
sondern lädt sie durch direkte Bezüge auch mystisch-religiös auf. Ein Blick auf den 
ursprünglichen Kontext des Briefes zeigt jedoch, dass in den zitierten Stellen keine 
Auseinandersetzung zwischen konkreten politischen Akteur*innen beschrieben 
wird. Vielmehr handelt es sich um eine religiöse Deutung innerer Konflikte und reli-
giöse Selbstbehauptung der frühen Jesusbewegung; die „Mächtigen“ und „Herren 
der Welt“ bezeichnen dabei keine realen Personengruppen oder gar Jüdinnen*Ju-
den, sondern übermenschliche geistige Kräfte (Gese 2022: 165).
Der direkte Bezug in verschwörungsideologischen Reden auf diese Passagen knüpft 
an vertraute religiöse Bilder an. Auch in einer säkularer gewordenen, aber weiterhin 
christlich geprägten Gesellschaft wie Deutschland sind Bilder von „Licht“ und „Fins-
ternis“ kulturell tief verankert. Gerade diese Vertrautheit erleichtert ihre politische 
Umdeutung. So wird die im Brief beschriebene Auseinandersetzung mit „Mächten 
und Gewalten“ aus ihrem theologischen Kontext gelöst und direkt auf aktuelle politi-
sche Verhältnisse übertragen. So dient die biblische Rhetorik als Vehikel zur Artikula-
tion antisemitischer Verschwörungsideologien. Konflikte erscheinen so nicht als Er-
gebnis politischer Entscheidungen, sondern werden auf das Wirken diffuser und 
dunkler Kräfte im Hintergrund zurückgeführt.

Politik als existenzieller Abwehrkampf

Am Ende der Rede wird dieses Motiv um ein antisemitisches Muster ergänzt: die Vor-
stellung von einer macht- und profitgetriebenen Elite, die Kriege im Hintergrund 
lenke und daraus Gewinn ziehe. Er fordert die Verweigerung des Kriegsdiensts, da-
mit Menschen nicht länger von den „finsteren Herren dieses bösen Zeitlaufes“ für 
deren „Macht und Profitmaximierung“ missbraucht werden können.
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In der Verbindung mit dem eingangs erwähnten völkischen Selbstbild erscheint Poli-
tik in dieser Logik als existenzieller Abwehrkampf. Auf der Seite des „Lichts“ stehen 
das „deutsche Volk“, die „Ahnen“ und eine vermeintlich reine christliche Wahrheit. Da-
bei dienen Bezüge zur politischen Verfolgung der Täuferbewegung im 16. Jahrhun-
dert  als historische Beispiele, um die eigene Haltung moralisch abzusichern  (von 
Schlachta 2020). Dadurch wirkt die eigene politische Position wie die Fortsetzung 
eines früheren Glaubenskampfes.  Auf diese Weise werden das „Freie Thüringen“ 
und sein Milieu als verfolgte, aber standhafte Gemeinschaft dargestellt, deren Posi-
tionen über politische Auseinandersetzungen hinaus religiös überhöht werden.

Kein Randphänomen: antisemitische Erzählungen im rechtsextremen 
Mainstream

Die wiederkehrende Figur einer anonymen, im Verborgenen agierenden macht- und 
profitgetriebenen Instanz, die Völker zersetzt, Kriege steuert und auf einen umfas-
senden Umsturz hinarbeitet, entspricht zentralen Merkmalen antisemitischer Ideo-
logie. Durch die Verbindung von völkischer Untergangsrhetorik, religiöser Bildspra-
che und personalisierter Schuldzuweisung werden gesellschaftliche Krisen in ein 
geschlossenes antisemitisches Weltbild überführt. Als Reaktion auf die dadurch er-
zeugte Angst vor dem vermeintlichen Untergang des Volks wird auf den Abwehr-
kampf eingeschworen. In letzter Konsequenz führt dieser zu antisemitischer Gewalt. 
Die ideologischen Erzählungen bleiben jedoch nicht auf das Milieu randständiger 
Protestakteur*innen beschränkt. Ihre Anschlussfähigkeit an rechtsextreme Diskurse 
reicht bis in die AfD. Motive wie der „Volkstod“, die Beschwörung kultureller Deka-
denz oder die Gegenüberstellung eines homogenen „Volkes“ und zerstörerischer, 
global agierender Kräfte finden sich in variierter Form auch bei führenden Vertre-
ter*innen wie Björn Höcke. Die ideologischen Schnittmengen zeigen, dass es sich 
nicht um isolierte rhetorische Entgleisungen handelt, sondern um ein gesellschaft-
lich anschlussfähiges Deutungsangebot von Rechtsextremen.
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Zehn Todesopfer rechter Gewalt in 
Thüringen: Wissenschaft 
unterstützt zivilgesellschaftliche 
Forderung nach Anerkennung
	 Franziska Schestak-Haase & Stefanie Schreiber

Mindestens zehn Menschen starben in Thüringen infolge rechter Gewalt (vgl. MDR 
2025). In den Orten der Taten erinnern selbstorganisierte Strukturen an die Verstor-
benen und halten die Morde im kollektiven Gedächtnis. Doch auch diese Arbeit steht 
unter dem Druck des gesellschaftlichen Rechtsrucks. Mit dem Abschlussbericht der 
Forschungsgruppe um Christoph Kopke und Susanne Willems „Todesfälle mutmaß-
lich rechter Gewalt in Thüringen seit 1990“ wird die Perspektive zivilgesellschaftlicher 
Akteur*innen gestärkt.

Der Weg zur unabhängigen wissenschaftlichen Überprüfung

Im November 2018 beschloss der Thüringer Landtag die unabhängige Überprüfung 
von Todesfällen rechter Gewalt (vgl. Thüringer Landtag 2018). Hintergrund war die 
Diskrepanz zwischen nur einem staatlich anerkannten Todesfall (Karl Sidon, 1993, 
Arnstadt) und elf weiteren von Zivilgesellschaft und Journalist*innen benannten Ver-
dachtsfällen. Ziel dieser Überprüfung war es, politischer und moralischer Verantwor-
tung gegenüber Opfern und Hinterbliebenen gerecht zu werden (vgl. ebd.). Mit der 
Untersuchungskoordination wurde das Thüringer Ministerium für Inneres und Kom-
munales (TMIK) betraut. Dieses beauftragte eine Forschungsgruppe, die vergleich-
bare Studien bereits für Berlin (2018) und Brandenburg (2015) vorgelegt hatte: Von 
2022 bis 2024 arbeitet das Projekt am Institut für öffentliche und private Sicherheit 
der Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin in Kooperation mit dem Moses Men-
delssohn Zentrum für europäisch-jüdische Studien e. V. in Potsdam unter Leitung 
von Prof. Dr. Christoph Kopke an der Überprüfung. 
Ein Projektbeirat begleitete die Arbeit, bestehend aus Vertreter*innen der Ministeri-
en für Inneres und Justiz sowie zivilgesellschaftlichen Akteur*innen wie ezra,  
MOBIT, dem Institut für Demokratie und Zivilgesellschaft und dem Verband der Be-
ratungsstellen für Betroffene rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt.  
So sollten neben der wissenschaftlichen Expertise auch zivilgesellschaftliche Organi-
sationen und Fachjournalist*innen einbezogen werden (vgl. ebd.).
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Mit dem Ergebnis der wissenschaftlichen Überprüfung soll die staatliche Anerken-
nung nachgeholt werden – um zum einem dem Bedürfnis der Hinterbliebenen nach 
Verarbeitung und Aufklärung der Taten nachzukommen, zum anderen aber auch um 
Fragen der Engagierten zu beantworten, die sich für das Gedenken an die Ermorde-
ten einsetzen. Thüringen ist damit einen anderen Weg als Bundesländer mit rein 
behördeninterner Prüfung gegangen (z. B. Sachsen-Anhalt).
Ende 2025 wurde der Abschlussbericht von den Forscher*innen an das TMIK über-
geben (vgl. TMIK, 2025). Seitdem stehen die Veröffentlichung und Erörterung im 
auftraggebenden parlamentarischen Gremium, dem Thüringer Landtag, aus (Stand: 
Ende März 2026). Als nächster konkreter Schritt sollte die staatliche Anerkennung 
der eingeordneten Todesfälle durch die zuständigen Ministerien erfolgen.

Neubewertung der Todesfälle: zehn Todesopfer rechter Gewalt 

Für neun der zwölf untersuchten Todesfälle wird eine rechte Tatmotivation festge-
stellt. Fünf sollen auf Grundlage des aktuellen polizeilichen Meldesystems nacher-
fasst werden (Axel Urbanietz, 2001; Hartmut Balzke, 2003; Oleg Valger, 2004; Klaus-
Peter Kühn, 2012; Mario K., 2020) (vgl. MDR 2025). Diese Todesfälle hätten bereits 
während der Ermittlungen oder mit Abschluss des Strafverfahrens eingeordnet wer-
den können. Bei Todesfällen aus den 1990er-Jahren bestehen rechtliche Bedenken, 
so wird z. B. argumentiert, dass sich der Todesfall von Heinz Mädel 1990 (die einzige 
bekannte rechts motivierte Gewaltstraftat mit Todesfolge in den drei Thüringer Be-
zirken der DDR) nicht auf dem Staatsgebiet der BRD, sondern auf dem der DDR er-
eignete (vgl. ebd.).
Die Forschenden empfehlen festzustellen, dass vier weitere Personen Opfer rechts 
motivierter Gewalt wurden (vgl. ebd.). Dabei handelt es sich um Heinz Mädel, 1990; 
Rolf Baginski, 1997; Ireneusz Szyderski, 1992 und Jana G., 1998. Aufgrund des vor 
2001 gültigen polizeilichen Meldesystems konnten diese nicht erfasst werden, sie 
werden aufgrund der Anwendung des aktuellen polizeilichen Meldesystems zur 
Nacherfassung empfohlen.
Insgesamt empfiehlt die Forschungsgruppe damit, zehn der zwölf untersuchten To-
desfälle anzuerkennen (vgl. ebd.). Der zehnte Fall ist Karl Sidon, der bereits offiziell 
anerkannt ist und als Vergleichsfall herangezogen wurde. Nicht empfohlen werden 
Mario Jödecke (1993, Schlotheim) und Sandro Beyer (1993, Sondershausen), die von 
ezra weiterhin als Verdachtsfälle geführt werden.
Die Untersuchung stützte sich auf Gerichts- und Ermittlungsakten, Archivmaterial 
und Medienberichte (vgl. Haak 2025). Dabei zeigt sich ein strukturelles Problem: Es 
kann nur bewertet werden, was durch Ermittler*innen und Richter*innen erfragt 
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bzw. dokumentiert wurde. In den 1990er-Jahren fehlten weiterhin oft das Verständ-
nis von rechter Gewalt sowie die Sprache zu deren Benennung. Betroffene wurden 
in ihren Wahrnehmungen nicht ernst genommen. Dies spiegelt sich u. a. in Medien-
berichten, Urteilen und Zeug*innenaussagen dieser Zeit wider. So kann im Fall Mario 
Jödecke beispielsweise nicht rekonstruiert werden, welchen politischen Hintergrund 
die sogenannte Ordnungsgruppe hatte, aus welcher der Täter gegen den Punk Ma-
rio Jödecke vorging. In diesem wie auch im Fall von Sandro Beyer kann nicht ausge-
schlossen werden, dass es sich um Todesfälle rechter Gewalt handelt.
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Abbildung 1: Übersichtsgrafik mit zehn Todesopfern rechter Gewalt in Thüringen seit 1990, dargestellt 
nach Ort und Zeitpunkt
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Todesopfer können nicht berichten; ohne Zeug*innen ist eine politische Tatmotiva-
tion schwer nachweisbar. Täter*innenangaben sind selten verlässlich, Täter*innen 
können schweigen, um sich nicht selbst zu belasten oder bringen Schutzbehauptun-
gen vor. Auch in aktuellen Verfahren wegen Gewaltdelikten bleibt das „Warum“ (Mo-
tiv, Opferauswahl) für überlebende Betroffene eine wesentliche Frage, die häufig 
nicht beantwortet wird.
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Abbildung 2: Übersichtsgrafik mit zehn Todesopfern rechter Gewalt in Thüringen seit 1990, dargestellt 
im Zeitstrahl
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Die ersten, die mahnen – ohne Zivilgesellschaft keine Aufklärung 

Hier wird deutlich, welchen elementaren Beitrag Akteur*innen der Zivilgesellschaft 
zur Aufklärung leisten, indem sie auf Verdachtsfälle aufmerksam machen, Prozesse 
beobachten und lokale Einschätzung zu Täter*innen, deren (organisiertem) Umfeld 
und auch zur Opferauswahl geben. Damit stellen sie u. a. Wissenschaftler*innen 
wichtige Informationen zur Verfügung. Ohne das Engagement von Akteur*innen vor 
Ort blieben viele rechte Gewalttaten unsichtbar oder falsch eingeordnet, dies gilt ins-
besondere für sozialdarwinistisch motivierte Taten.
Dabei stehen diesen Einordnungen häufig staatlichen Stellen und Medien gegen-
über, welche Taten entpolitisieren und Gedenkinitiativen mitunter diffamieren. Exem-
plarisch stellen wir das Gedenken an zwei Todesopfer rechter Gewalt vor.

Gedenken an Axel Urbanietz – ermordet 2001 in Bad Blankenburg 

Am 24. Mai 2001 gerät Axel U. in einer Gaststätte mit einem wegen rechts motivierter 
Gewalt vorbestraften Neonazi in Streit. Beide sind alkoholisiert. Der Täter beschuldigt 
ihn haltlos, seinen Hund vergiften zu wollen und Drogen an Kinder zu verkaufen, er 
schlägt Axel U. gegen den Kopf und tritt ihm gegen die Brust. Axel U. stirbt an einer 
Hirnblutung (vgl. Zeit Online 2020). Der Täter soll in der Neonaziszene aktiv gewesen 
sein und Verbindungen zum Thüringer Heimatschutz gehabt haben (vgl. Smendek 
2019). Polizei, Staatsanwaltschaft und Medien benannten ihn als „Rechten“, ordneten 
die Tat jedoch nicht politisch ein. Aktive vor Ort gingen schnell von einem sozialdar-
winistischen Motiv aus: Axel U. hatte eine sichtbare Behinderung, war im Stadtbild 
bekannt und wurde durch den Täter abgewertet (vgl. ebd.). Sie organisierten wenige 
Tage nach der Tat eine Gedenkveranstaltung. Damit reagierten sie auch auf die Ent-
politisierung durch den Bürgermeister und die Regionalmedien. Das Gedenken wur-
de medial als Veranstaltung von „Trinker[n] und Arbeitsscheue[n]“ diffamiert (ebd.) 
Das Gericht stellte kein politisches Tatmotiv fest. Der Täter wurde wegen Körperver-
letzung mit Todesfolge verurteilt.

Auf Initiative der Filmpirat*innen entschieden sich Engagierte im Ein-
verständnis mit Angehörigen und mit Unterstützung von ezra einen 
Film zur Rekonstruktion und Einordnung zu produzieren. Der Film 
„Das blinde Auge. Ein Todesfall in Thüringen“ wurde u. a. 2019 in Bad 
Blankenburg gezeigt, Anwesende reagierten teils mit Abwehr und 
Unmut über die Darstellung der Geschehnisse in ihrer Stadt. Dabei 
gerieten Zeitzeug*innen in den Fokus und erfuhren Ablehnung für 

„Das  
blinde Auge“  
auf Youtube

https://www.youtube.com/watch?v=oTdD6DL8kns
https://www.youtube.com/watch?v=oTdD6DL8kns
https://www.youtube.com/watch?v=oTdD6DL8kns
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ihr Engagement. Das Bündnis Zum Gedenken an Axel U. organisierte vereinzelt Ge-
denkveranstaltung. Der Stadtrat lehnte eine sichtbare Erinnerung am Tatort ab.

Gedenken an Oleg Valger – ermordet 2004 in Gera 

In der Nacht vom 20. auf den 21. Januar 2004 ermordeten Jugendlichen aus der 
Neonaziszene den ‚Spätaussiedler‘ Oleg Valger. Vorher hatten die Täter und er den 
Abend miteinander verbracht und Alkohol getrunken, dabei soll es laut den Tätern u. 
a. zum Streit um eine Katze gekommen sein. Daraufhin schlug einer der Täter vor, 
Oleg V. zu ermorden. Sie lockten ihn in ein Waldstück, traten und schlugen ihn u. a. 
mit einer Bierflasche. Den ersten Angriff überlebte Oleg V., die Täter gaben an, aus 
Angst vor der „Russenmafia“ zum Tatort zurückgekehrt zu sein, dort schlugen und 
stachen sie erneut mit einem Messer auf ihn ein. Nach der Tat waren sie gut gelaunt 
und rühmten sich, dass es nun „wenigstens eine Russensau weniger“ gebe ( Jansen 
et al. 2015). 
Bereits 2005 organisierten das Bündnis break the silence und AufAndHalt e. V. eine 
Gedenkveranstaltung und weihten eine hölzerne Gedenktafel ein, die bis heute Teil 
der jährlichen selbstorganisierten Erinnerungsveranstaltungen ist. Ziel war es, das 
rassistische Motiv zu benennen und die Tat in eine Zeit eskalierender rechter Gewalt 
einzuordnen und somit die Bedrohungslage für Menschen deutlich zu machen, die 
von (extrem) Rechten abgewertet und angegriffen wurden (vgl. AIB 2004). Die Stadt 
und die Polizei erschwerten dieses Gedenken massiv, Teilnehmende wurden kontrol-
liert und gefilmt, offizielle Vertreter*innen riefen zum Fernbleiben auf (vgl. AAG 2026). 
Lokale Medien entpolitisierten die Tat und warfen Gruppen wie AufAndHalt, AAG und 
Gera gegen Rechts vor, sie mutwillig politisch zu deuten (ebd.).
Im Urteil wurde zwar eine „menschenverachtende Gesinnung“ der Täter festgestellt, 
Rassismus jedoch nicht als Motiv anerkannt (vgl. Jansen et al. 2015). Der Forderung 
von AufAndHalt nach einem offiziellen Gedenken kommt die Stadt bis heute nicht 
nach – die Engagierten vor Ort jedoch erinnern noch immer jedes Jahr an Oleg Val-
gers Ermordung.

Anerkennung – und wie weiter?

Das Gutachten „Todesfälle mutmaßlich rechter Gewalt in Thüringen seit 1990“ von 
Christoph Kopke, Felix Lange, Susanne Willems und Sebastian Wöll bestätigt vielfach 
die zivilgesellschaftliche Einordnung und würdigt das Engagement vor Ort. Eine be-
hördliche Anerkennung steht aus. Die Analyse des polizeilichen Erfassungssystems 
macht strukturelle Grenzen deutlich. Zugleich wird im Gutachten die Arbeit von 
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Beamt*innen vor Ort gewürdigt, die keinesfalls blind gegenüber politischer Einord-
nung waren. Indizien dazu fanden sich in den Ermittlungsakten, die dann häufig 
nicht gerichtsfest festgestellt wurden. Deutlich wird: Es bedarf einer Überarbeitung 
und Reform des polizeilichen Meldesystems.
Im Sinne der Angehörigen der Toten sollte vor einer öffentlichen Diskussion um Er-
gebnisse des Gutachtens seitens der verantwortlichen Behörden proaktiv auf diese 
zugegangen und über materielle Entschädigungsmöglichkeiten sowie die Möglich-
keit von Beratung und Unterstützung durch ezra informiert werden. Auch die 
schmerzlichen Erfahrungen der Angehörigen mit Behörden sollten besprechbar ge-
macht werden. Die Verantwortung dafür sollte bei den Behörden liegen. Für eine 
angemessene und sensible Gestaltung eines solchen Raumes, bietet ezra Unterstüt-
zung an. Aus den persönlichen Erfahrungen muss für die Zukunft gelernt werden. 
Mindestens gegenüber einzelnen Angehörigen sollten die Behörden Entschuldigun-
gen in Betracht ziehen.
Das Land Thüringen sollte mit der Veröffentlichung der Ergebnisse Verantwortung 
übernehmen und würdiges Gedenken ermöglichen – gemeinsam mit Angehörigen, 
Initiativen und betroffenen Communities. Zugleich braucht es für aktuelle rechts mo-
tivierte Gewalttaten einen transparenten, formalisierten Austausch zwischen Behör-
den, Politik und Zivilgesellschaft. In Bezug auf die Todesopfer ist bei Angehörigen, 
Zeitzeug*innen und Engagierten Vertrauen gegenüber staatlichen Institutionen ver-
loren gegangen. Nun hat der Freistaat die Chance, diese Erfahrungen anzuerkennen 
und die Perspektiven zu würdigen.
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Was heißt es, Thüringer*in  
zu sein? Regionale  
Zugehörigkeit zwischen Offenheit 
und Ausgrenzung
	 Helene Franke, Robin Graichen & Marion Reiser

Die Thüringer*innen identifizieren sich stark mit ihrem Bundesland. So geben im 
Thüringen-Monitor 2025 90 % der Befragten an, sich „eher“ oder „sehr stark“ mit 
Thüringen verbunden zu fühlen (Reiser et al. 2026: 18). Damit liegt das Verbunden-
heitsgefühl seit Jahren auf konstant hohem Niveau und gehört im Bundesländerver-
gleich zu den stärksten in Deutschland (Boehnke et al. 2024: 62). Diese ausgeprägte 
regionale Identifikation verweist auf die zentrale Bedeutung des Bundeslandes für 
das soziale Selbstverständnis vieler Thüringer*innen.
Eine hohe regionale Identifikation kann ein wichtiges soziales Bindemittel sein, da sie 
Zugehörigkeitsgefühl, Solidarität und Engagement stärkt (Arant/Boehnke 2016: 146). 
Allerdings wirkt regionale Identität nicht per se inklusiv. Sozialpsychologische For-
schung zeigt, dass eine positive Identifikation mit der eigenen Gruppe – wie einer 
Region – mit Abwertungen und Ausgrenzungen von anderen Gruppen und Perso-
nen einhergehen kann (Tajfel 1982; Zick et al. 2011). Entscheidend ist daher, nach 
welchen Kriterien Zugehörigkeit zur regionalen Gemeinschaft definiert wird. Zuge-
hörigkeitsvorstellungen können dabei offen und inklusiv ausgestaltet sein, aber auch 
durch hohe Zugangshürden exklusiv und ausgrenzend wirken.
Vor dem Hintergrund verbreiteter rechtsextremer und migrationsfeindlicher Einstel-
lungen (Reiser et al. 2026) sowie der Wahlerfolge der als gesichert rechtsextrem 
eingestuften Thüringer AfD (Richter et al. 2024: 11–17; Reiser/Küppers 2025) stellt 
sich die zentrale Frage, wer als Teil der Thüringer Gesellschaft gilt und wie inklusive 
bzw. exklusive Zugehörigkeitsvorstellungen mit migrationsfeindlichen Einstellungen 
zusammenhängen.
Empirische Grundlage ist der Thüringen-Monitor, eine seit 2000 durchgeführte re-
präsentative Bevölkerungsumfrage zur politischen Kultur Thüringens (Schmitt et al. 
2025). Im aktuellen Thüringen-Monitor 2025 wurden 3.838 wahlberechtigte Thürin-
ger*innen ab 18 Jahren zu ihren politischen und gesellschaftlichen Einstellungen 
befragt. Die vorliegende Analyse basiert auf der Frage, welche Kriterien aus Sicht der 
Bevölkerung erfüllt sein müssen, um als Thüringer*in zu gelten. Die abgefragten 
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Kriterien (vgl. Abb. 1) unterscheiden sich in ihrem Grad an Inklusivität und erlauben 
die Analyse, wie Zugehörigkeitsvorstellungen mit migrant*innenfeindlichen Einstel-
lungen (vgl. Abb. 2) zusammenhängen. Die Befragung knüpft an entsprechende Er-
hebungen aus den Jahren 2012 (vgl. Best/Salheiser 2012: 28ff.) und 2018 (vgl. Reiser 
et al. 2018: 47ff.) an und ermöglicht die Betrachtung der Entwicklung.

Inklusive Zugehörigkeitsvorstellungen dominieren,  
exklusive Kriterien bleiben relevant

Wie die Ergebnisse des Thüringen-Monitors 2025 zeigen, definieren die Thürin-
ger*innen Zugehörigkeit zur Thüringer Gesellschaft vor allem über erwerbbare par-
tizipative und emotionale Kriterien (vgl. Abb. 1). So halten 79 % der Befragten die 
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben für „sehr“ oder „eher wichtig“, um Teil der 
Thüringer Gesellschaft zu sein, während nur gut ein Fünftel dieses Kriterium ablehnt. 

Abbildung 1: Einschätzung der Wichtigkeit unterschiedlicher Zugehörigkeitskriterien für das Thürin-
ger*in-Sein unter den Befragten (in %). Antwortverweigerungen und „weiß nicht“-Angaben werden nicht 
dargestellt. Abweichungen von 100 % sind rundungsbedingt (Quelle: Reiser et al. 2026).
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Auch das Pflegen von Thüringer Traditionen sowie das subjektive Zugehörigkeits-
gefühl (sich als Thüringer*in zu fühlen) werden von jeweils rund Dreivierteln der Be-
fragten als „wichtig“ oder „sehr wichtig“ eingeschätzt. Diese Befunde sprechen dafür, 
dass Zugehörigkeit zur Thüringer Gesellschaft aus Sicht einer Mehrheit nicht primär 
an Herkunft gebunden ist, sondern an soziale Teilhabe und subjektive Identifikation. 
Zugleich misst jedoch ein bedeutender Anteil auch schwer bzw. nicht erwerbbaren 
Kriterien Bedeutung bei: Eine lange Wohndauer in Thüringen halten 58 % der Be-
fragten für wichtig, während sie für 42 % keine wesentliche Rolle spielt. Am exklusivs-
ten ist das Kriterium der Geburt in Thüringen, da es weder durch eigenes Handeln 
noch über Zeit erworben werden kann. Obwohl es im Vergleich zu allen anderen 
Kriterien die geringste Zustimmung erfährt, bewerten dennoch 47 % der Befragten 
dieses Merkmal als „wichtig“ oder „sehr wichtig“.
Der Vergleich mit den Ergebnissen des Thüringen-Monitors aus den Jahren 2012 
und 2018 zeigt, dass das Verständnis von Zugehörigkeit zur Thüringer Gesellschaft 
im Zeitraum von 2012 bis 2025 weitgehend stabil geblieben ist. Eine konstant große 
Mehrheit der Bevölkerung nennt erwerbbare emotionale und partizipative Kriterien 
als entscheidend. Dies weist auf ein grundsätzlich offenes und inklusives Verständnis 
der Thüringer Gemeinschaft gegenüber neu Zugezogenen hin. Zugleich hat das ex-
klusivste Kriterium – die Geburt in Thüringen – im Zeitverlauf an Bedeutung verloren: 
Während 2021 noch 53 % dieses Merkmal nannten, sind es 2025 mit 47 % signifikant 
weniger. Dass dennoch weiterhin fast jede zweite befragte Person die Geburt in Thü-
ringen als wichtiges Kriterium betrachtet, zeigt, dass herkunftsbezogene Vorstellun-
gen von Zugehörigkeit weiterhin eine bedeutende Rolle spielen.

Zugehörigkeitsvorstellungen und migrant*innenfeindliche  
Einstellungen

Die Ergebnisse zeigen, dass exklusive Vorstellungen darüber, wer zur Thüringer Ge-
sellschaft gehört, weiterhin von einem erheblichen Teil der Bevölkerung geteilt wer-
den. Kriterien wie die Geburt oder eine lange Wohndauer in Thüringen sind nicht 
bzw. nur schwer erwerbbar. Aufgrund dessen wirken sie ausgrenzend, indem Mig-
rant*innen und neu Zugezogene nicht als Teil der Gesellschaft anerkannt werden. 
Daher wird im Folgenden untersucht, inwiefern exklusive bzw. inklusive Kriterien mit 
ausgrenzenden Einstellungen, konkret: mit migrant*innenfeindlichen Einstellungen, 
zusammenhängen. 
Um diesen möglichen Zusammenhang näher zu untersuchen, wird zunächst das 
Ausmaß migrant*innenfeindlicher Einstellungen betrachtet. Die Daten des Thürin-
gen-Monitors 2025 zeigen, dass migrant*innenfeindliche Einstellungen in Thürin-
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gen weit verbreitet sind (vgl. Abb. 2). Die höchste Zustimmung erhält die Aussage, 
dass Deutschland „in gefährlichem Maße überfremdet“ sei: 57 % der Befragten stim-
men dieser zu, darunter 27 % sogar „voll und ganz“; lediglich 43 % lehnen sie ab. 
Auch der pauschalisierende Vorwurf, Migrant*innen würden das Sozialsystem miss-
brauchen, findet breite Zustimmung und wird von 56 % der Befragten geteilt. Der 
offen völkischen Aussage, Migrant*innen sollten ausschließlich unter „den eigenen 
Landsleuten“ heiraten, wird von 13 % der Befragten zugestimmt. 
Die Analyse des Zusammenhangs zwischen diesen migrant*innenfeindlichen Ein-
stellungen und den Zugehörigkeitsvorstellungen zur Thüringer Gesellschaft zeigt 
deutlich:1  Wer meint, Thüringer*in könne man nur durch die Geburt in Thüringen 
werden, zeigt signifikant häufiger migrant*innenfeindliche Einstellungen als jemand 
ohne ein solches Zugehörigkeitsverständnis (50 % gegenüber 26 %). Auch die Auf-
fassung, man müsse lange in Thüringen gelebt haben, um dazuzugehören, steht in 
einem deutlichen Zusammenhang mit diesem Einstellungsmuster. Während exklusi-
ve Kriterien somit mit migrant*innenfeindlichen Einstellungen zusammenhängen, 
zeigt sich ein solcher Zusammenhang für inklusive – emotionale oder partizipative – 
Zugehörigkeitskriterien nicht. 
Insgesamt zeigen die Ergebnisse deutlich, dass exklusive Vorstellungen darüber, wer 
zur Thüringer Gesellschaft gehört, systematisch mit migrant*innenfeindlichen Ein-
stellungen zusammenhängen. Die Ergebnisse sprechen damit dafür, dass nicht jede 
Form regionaler Identifikation mit ausgrenzenden Einstellungen verbunden ist, son-
dern insbesondere herkunftsbasierte Zugehörigkeitsvorstellungen eine zentrale 
Rolle spielen.

1	 Die Analysen basieren auf einem multivariaten Modell zur Erklärung migrant*innenfeindlicher Aus-
sagen. Neben den Kriterien für die Zugehörigkeit zur Thüringer Gesellschaft umfasst es soziodemografi-
sche Merkmale und sozialpsychologische Einstellungen. Dazu gehören Alter, Nettoäquivalenzeinkommen, 
individuelle Deprivation (die Wahrnehmung, gesellschaftlich nicht den gerechten Anteil zu erhalten), Ost-
deprivation (die Wahrnehmung, als Ostdeutsche*r Bürger*in zweiter Klasse zu sein), Statusverlustangst, 
politische Selbstverortung, soziale Dominanzorientierung und autoritäre Einstellungen.
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Fazit

Die Ergebnisse des Thüringen-Monitors 2025 zeigen, dass die Zugehörigkeit zur 
Thüringer Gesellschaft aus Sicht der Bevölkerung mehrheitlich über erwerbbare und 
partizipative Kriterien definiert wird. Emotionale Verbundenheit und gesellschaftli-
che Teilhabe gelten deutlich häufiger als Voraussetzung für das Thüringer*in-Sein 
als Herkunft oder lange Wohndauer. Dies verweist auf ein grundsätzlich offenes Ver-
ständnis regionaler Gemeinschaft. Gleichzeitig bleiben exklusive Vorstellungen dar-
über, wer als Thüringer*in gilt, in relevanten Teilen der Bevölkerung präsent. Beson-
ders herkunftsbezogene Kriterien wie die Geburt in Thüringen stehen in einem 
deutlichen Zusammenhang mit migrant*innenfeindlichen Einstellungen, während 
sich ein solcher Zusammenhang für emotionale oder partizipative Zugehörigkeits-
vorstellungen nicht zeigt.
Die Ergebnisse unterstreichen damit die Bedeutung der Frage, wie regionale Zuge-
hörigkeit definiert wird. Regionale Identität kann gesellschaftlichen Zusammenhalt 
stärken, sie kann aber auch soziale Grenzen markieren. Entscheidend ist daher, ob 
Zugehörigkeit über Teilhabe und Identifikation oder über Herkunft und Abgrenzung 

Abbildung 2: Zustimmung der Befragten zu migrant*innenfeindlichen Aussagen (in %).  
Antwortverweigerungen und „weiß nicht“-Angaben werden nicht dargestellt. Abweichungen  
von 100 % sind rundungsbedingt (Quelle: Reiser et al. 2026).
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verstanden wird. Wo regionale Identität inklusiv gelebt wird, kann sie ein stabilisie-
render Faktor für den gesellschaftlichen Zusammenhalt sein. Wo sie verengt wird, 
droht sie zum Resonanzraum für Ausgrenzung und Ressentiments zu werden. Für 
eine offene und pluralistische Gesellschaft ist es daher zentral, Zugehörigkeitsvor-
stellungen zu stärken, die Teilhabe ermöglichen und nicht primär an Herkunft ge-
bunden sind.
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Rechte, rassistische und 
antisemitische Gewalt bleibt 2025 
in Thüringen alarmierend hoch
	 Theresa Lauß & Stefanie Schreiber 

Im Jahr 2025 hat die Opferberatung ezra im Rahmen ihres unabhängigen Monito-
rings zu rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt in Thüringen 181 Angriffe 
erfasst, bei denen mindestens 292 Menschen direkt betroffen oder mit angegriffen 
wurden, darunter 24 Kinder (0 bis 13 Jahre) und 20 Jugendliche (14 bis 18 Jahre). 
Damit fanden in Thüringen mehr als drei rechte Gewalttaten pro Woche statt. Folg-
lich bewegen sich die Fallzahlen weiterhin auf dem sehr hohen Niveau der letzten 
Jahre, welches sich seit dem Ende der Corona-Maßnahmen 2022 eingependelt hat. 
Dass der historische Höchststand von 2024 nicht wieder erreicht wurde, ist auch vor 
dem Hintergrund zu sehen, dass 2025 kein sogenanntes Superwahljahr war.  
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Abbildung 1: Anzahl der Angriffe von 2015 bis 2025 (Quelle: ezra) 
Das unabhängige Monitoring durch ezra wird als Verlaufsstatistik erfasst.  
Das bedeutet, dass Nachmeldungen fortlaufend möglich sind.
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Angriffe Nachmeldungen

ANGRIFFE VON 2015 BIS 2025 Folglich haben z. B. Angriffe auf politische Verantwortungsträger*innen abgenom-
men (2025: 3, 2024: 8). In diesem Zusammenhang kann auch die Abnahme von Vor-
fällen im Kontext von Demonstrationen verortet werden (2025: 7, 2024: 12).

Rassismus bleibt dominierendes Tatmotiv

Das häufigste Tatmotiv bleibt Rassismus mit 103 Angriffen, also 57 % aller von ezra 
registrierten Vorfälle. Es wird deutlich, dass sich (extrem) rechte und rassistische 
Rhetorik in Gewalt gegen Menschen umwandeln kann und die Hemmschwelle ge-
genüber rassifizierten Personen besonders gering ist. Dies muss auch im Zusam-
menhang mit den hohen Zustimmungswerten für die extrem rechte Partei AfD ge-
sehen werden. So sprach eine Schwarze Frau einen Wahlkämpfer der Partei an und 
verbat sich, dass dieser einen Flyer in ihren Briefkasten werfe. Daraufhin erwiderte 
dieser, in Hinblick auf die prognostizierten Wahlergebnisse seiner Partei: „Dann wird 
es dich hier nicht mehr geben.“

Angriffe auf politische Gegner*innen, Antisemitismus,  
Sozialdarwinismus

Angriffe auf politische Gegner*innen sind mit 33 Angriffen auch 2025 das zweithäu-
figste Tatmotiv. Der verzeichnete Rückgang bei Angriffen auf politische Verantwor-

103 Rassismus

Gesamt:
181

8 unbekannt

4 Sozialdarwinismus

3 Gegen Nichtrechte
1 Journalist*innen10 Antisemitismus

Gegen politische 
Gegner*innen

33 

gegen politische 
Verantwortungsträger*innen

3 

Wegen sexueller Orientierung 
/ geschlechtlicher Identität 
(gegen LGBTIQ*)

16 

TATMOTIVE 2025

Abbildung 2: Angriffe im Jahr 2025 nach Tatmotiven (Quelle: ezra).
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tungsträger*innen (3) ist explizit nicht Ausdruck einer Entspannung, sondern kann 
eher auf die geringere Dauer und Intensität des Wahlkampfgeschehens und damit 
verbunden auch weniger öffentlichen Auftritten zurückzuführen sein. Besonders 
häufig sind mit 19 Angriffen Aktivist*innen betroffen, die aufgrund ihres persönli-
chen politischen Engagements als Ziel markiert werden. So stellte z. B. eine antifa-
schistische, politisch aktive Person aus dem Altenburger Land während der Fahrt 
fest, dass die Radmuttern an den Rädern des Autos über Nacht gelockert wurden. 
Die betroffene Person geht von einem rechten Tatmotiv aus. Ein solches Beispiel 
zeigt die (potenziell) tödliche Dimension rechter Gewalt: Täter*innen nehmen nicht 
nur Verletzungen, sondern auch den Tod der Betroffenen in Kauf. Zugleich sind Ein-
schüchterung und Rückzug der Betroffenen aus politischem Engagement zentrale 
Ziele dieser Taten. Bei Angriffen auf Journalist*innen ist ezra im Jahr 2025 nur ein Fall 
bekannt geworden.
Im Bereich antisemitisch motivierter Gewalt registriert ezra 10 Fälle und damit weiter-
hin ein erhöhtes Niveau im Vergleich zu früheren Jahren. Damit setzt sich die Entwick-
lung fort, die seit der Zäsur vom 7. Oktober 2023 – dem terroristischen Großangriff der 
Hamas auf Israel – zu beobachten ist. Weiterhin zählt ezra 4 sozialdarwinistische An-
griffe und 3 gegen nichtrechte Personen. Im Bereich Queerfeindlichkeit verzeichnet 
ezra 16 Angriffe. Die Zahl bleibt damit auf dem Vorjahresniveau, besonders auffällig 
ist 2025 die Brutalität der Taten: In der Mehrheit handelt es sich um gefährliche (6) 
und einfache (4) Körperverletzungsdelikte. Ein lebensgefährlicher Angriff in Erfurt 
verdeutlicht diese Entwicklung: Ein schwules Paar wurde auf dem Heimweg homo-
feindlich beleidigt und angegriffen. Die Betroffenen hielten sich an den Händen, als 
der Täter unvermittelt von hinten mit der Faust auf einen der Männer einschlug. Der 
Betroffene fiel zu Boden, schlug mit dem Kopf auf einen Betoneimer auf und wurde 
dort weiter von dem Täter getreten. Solche Vorfälle machen deutlich, dass Täter*in-
nen bereits alltägliche und sichtbar gelebte queere Identität als Anlass für Angriffe 
nehmen. Damit wirkt queerfeindliche Gewalt über die Tat hinaus und führt dazu, 
dass sich andere Betroffene unsicher fühlen und sich in der Konsequenz weniger 
sichtbar zeigen.

Körperverletzungen, Brandstiftungen und Nötigungen 

Die meisten der registrierten Angriffe sind mit 99 Fällen physische Angriffe wie ein-
fache (53), gefährliche (34), schwere Körperverletzungen (einschließlich des Ver-
suchs) sowie versuchte Tötungen (7) und Brandstiftungen (5). Rechte Gewalt äußert 
sich damit nicht nur in Gewaltandrohungen, sondern auch in der konkreten und 
unmittelbaren Ausübung physischer Gewalt. Einige Beispiele verdeutlichen, dass Tä-
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ter*innen gezielt Menschen aufgrund sichtbarer Merkmale und daraus resultieren-
den Zuschreibungen im öffentlichen Raum angreifen: Im September wurde ein 
Mann in einer Straßenbahn aufgrund seiner Halskette mit einem Davidsternanhän-
ger antisemitisch attackiert und zusammengeschlagen. Ebenfalls in der Straßen-
bahn wurden zwei Schwarze Frauen während einer Fahrkartenkontrolle rassistisch 
diskriminiert und anschließend körperlich angegriffen. Die Betroffenen leiden unter 
physischen und psychischen Folgen. Das zeigt: Busse und Bahnen stellen für Betrof-
fene einen alltäglichen, aber gefährlichen und prekären Raum dar. Die räumliche 
Enge und fehlende Fluchtmöglichkeiten führen dazu, dass Betroffene diesen Situa-
tionen ausgeliefert sind und sich das Ohnmachtsgefühl verstärkt.
Im Bereich der Brandstiftungen ist der Angriff auf eine Geflüchtetenunterkunft in 
Gehren (Ilm-Kreis) hervorzuheben, bei dem die Täter zunächst in einem von einer 
dreiköpfigen Familie bewohnten Zimmer mit einer Gehwegplatte die Scheibe ein-
schlugen und anschließend eine Feuerwerksbatterie hineinwarfen. Die Mutter muss-
te vor dem Brand aus dem Fenster fliehen, dabei verletzte sie sich. Für die Betroffe-
nen hat sich der Angriff „wie Krieg“ angefühlt, sie leiden noch immer unter den 
Folgen (ezra 2026). Zudem soll die extrem rechte Gruppierung „Letzte Verteidi-
gungswelle“ einen Brandanschlag auf eine Gemeinschaftsunterkunft in Schmölln 
verübt haben, Mitglieder der extrem rechten Jugendbewegung stehen aktuell in 
Hamburg vor Gericht (Henning et. al 2026). Als weitere Tatbestände machen Nöti-
gungen und Bedrohungen 82 Angriffe aus.

Angsträume: öffentlicher Raum, Verkehrsmittel und Bahnhöfe sowie 
Wohnumfeld

Rechte Gewalt trifft Betroffene in ihrem Alltag immer wieder: Wie die Beispiele bei 
den Körperverletzungsdelikten bereits deutlich machen, kommt es im öffentlichen 
Raum (44) sowie in öffentlichen Verkehrsmitteln (18) und an Bahnhöfen/Haltestellen 
(9) besonders häufig zu rechten Angriffen. Für die Betroffenen können sich diese 
Angriffsorte zu Angsträumen entwickeln, an denen sie sich unsicher fühlen. Aber 
auch die Wohnung und das Wohnumfeld sind nicht für alle Menschen sicher. ezra 
sind hier 14 Angriffe bekannt. Mitunter kommt es zu wiederholten Angriffen durch 
Nachbar*innen, die zu starken psychischen Belastungen bei den Betroffenen führen. 
So kam es in Nordhausen in einem Mehrfamilienhaus immer wieder zu extrem rech-
ten Hassschmierereien und mehreren Bränden. Auch Angriffe auf Asylunterkünfte 
bzw. deren Umfeld (9) betreffen den Wohnraum von Menschen. Eine starke Abnah-
me gibt es bei Angriffen auf Räume politischer Organisierung (2025: 4; 2024: 14).
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Was sich – zumindest bislang – kaum in der Statistik niederschlägt, sind rechte An-
griffe an Schulen. Hier wird Berater*innen, z. B. durch Kooperationspartner*innen, 
immer wieder von einer angespannten Situation an den Schulen berichtet (zur wei-
terführenden Einordnung siehe den Text von Doubek/Dressler in dieser Ausgabe). 
Diese Fälle werden jedoch nur selten bei ezra gemeldet. Die Diskrepanz zwischen 
den geschilderten Erfahrungen und wenig konkreten Fallmeldungen deuten auf ein 
großes Dunkelfeld hin, welches es zu erschließen gilt. Dazu braucht es u. a. sowohl 
die Bereitschaft von Schulen und Schulämtern, rechte Angriffe zu melden, als auch 
zusätzliche Ressourcen in der Beratung, um entsprechende Anfragen adäquat be-
arbeiten zu können.
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Ostthüringen bleibt Hotspot rechter Gewalt

Erfurt bleibt mit 35 rechten, rassistischen und antisemitischen Angriffen Schwer-
punktregion. Darauf folgen Jena (22), das Altenburger Land (16), Gera (12) und der 
Landkreis Nordhausen (12). Auch im Landkreis Greiz registriert ezra 9 Fälle. Somit 
bleibt neben der Landeshauptstadt die Region Ostthüringen ein Hotspot rechter 
Gewalt, der für Betroffene zum wiederkehrenden Risiko wird.
In solchen Kontexten entstehen dauerhafte Angsträume, in denen permanente Un-
sicherheit herrscht. Um die Betroffenen vor Ort schneller unterstützen und die Netz-
werkarbeit in der Region ausbauen zu können, eröffnete ezra im August 2025 eine 
Regionalstelle in Gera. Diese hat sich als wichtiger Anlaufpunkt in der Region etab-
liert. Die Erfahrungen von Opferberatungen aus anderen Bundesländern bestätigen 
sich auch hier: Regionalstellen wirken aufgrund ihrer Nähe und dauerhaften Präsenz 
niedrigschwelliger und ermöglichen es den Betroffenen schneller, professionelle Be-
ratungsangebote wahrzunehmen.

Für viele Menschen ist der Alltag nicht sicher

Viele Beratungsnehmende der Gewaltopferberatungsstelle haben vor dem Angriff, 
der sie zu ezra führt, eine Vielzahl an rassistischer Herabwürdigung und Diskrimi-
nierung erlebt: sei es am Arbeitsplatz, im Supermarkt, im Wohnumfeld oder der 
Straßenbahn. Mitunter begleiten diese Erfahrungen sie durch den ganzen Tag. Be-
ratungsnehmende sind häufig bereits vorbelastet, haben mitunter keine Unterstüt-
zungsstrukturen und ziehen sich in der Folge zurück.
Dies kann die unterschiedlichsten Menschen treffen: Von internationalen Studieren-
den, die an der TU Ilmenau mit Gummigeschossen beschossen wurden (s. Beitrag 
von Idrisova/Schäfer in dieser Ausgabe) über die Pflegefachkraft, die von ihren Kli-
ent*innen rassistisch abgewertet wurde, bis hin zum Lagerarbeiter, der nach mona-
telanger Herabwürdigung schließlich von seinem Vorarbeiter geschlagen und ver-
letzt wurde, oder die Mutter, deren Kind in der Schule angegriffen wurde – und viele 
weitere. 
Die Kontinuität von Abwertung und Gewalt bleibt nicht folgenlos. Sie führt dazu, dass 
sich Betroffene zurückziehen, Orte meiden und sich alltägliche Bewegungsräume 
verengen. Manche verlassen wie diese Beratungsnehmende Thüringen:

„Für 20 Jahre dachte ich, dass Ilmenau meine Heimat sei. Ich habe die Stadt 
als Studentin, als Mutter, Wissenschaftlerin und aktiver Teil der Gesellschaft 
erlebt. Ich dachte, in Ilmenau Wurzeln zu haben. Aufgrund der erlebten Ras-
sismus- und Diskriminierungserfahrungen von mir und anderen Betroffenen 
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sowie der geänderten politischen Stimmung in der Stadt hatte ich immer das 
Gefühl, dass etwas Schlimmeres passieren kann. Für mich und meine Kinder 
war es schwierig, eine neue Heimat zu finden. Ich wünsche jedem Menschen 
eine Heimat, in der er nicht diskriminiert wird.“

Gleichzeitig besteht die Gefahr einer schleichenden gesellschaftlichen Gewöhnung 
und dass Angriffe, Bedrohungen und Ausgrenzung nicht mehr als das wahrgenom-
men werden, was sie sind: konkrete Gewaltverhältnisse. Rechte Gewalt ist keine Aus-
nahme mehr, sondern häufig alltägliches Risiko für Betroffene. Gerade deshalb ist 
entscheidend, dass bestehende Unterstützungsstrukturen verlässlich arbeiten kön-
nen. Die aktuellen Unsicherheiten rund um das Bundesprogramm „Demokratie le-
ben!“ stehen dazu im Widerspruch. In einer Situation, in der Betroffene auf erreich-
bare Beratung, Begleitung und solidarische Netzwerke angewiesen sind, darf deren 
Finanzierung nicht infrage gestellt werden. Wo diese Strukturen geschwächt werden, 
hat das unmittelbare Folgen: weniger Unterstützung, weniger Sichtbarkeit, weniger 
Handlungsmöglichkeiten für Betroffene und ihr Umfeld.
Ein wirksamer Umgang mit der beschriebenen Realität erfordert daher mehr als 
punktuelle Maßnahmen. Notwendig sind langfristig abgesicherte Strukturen, ein 
Ausbau von Beratungsangeboten – insbesondere in bislang unterversorgten Regio-
nen – und politische Entscheidungen, die den Schutz von Betroffenen tatsächlich 
priorisieren. Nur so lässt sich verhindern, dass sich die beschriebenen Zustände wei-
ter verfestigen.
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als Aktionsraum  
und Wegbereiter bundesweiter 
Entwicklungen
	 Team Mobile Beratung in Thüringen (MOBIT)

Im zurückliegenden Jahr zeigte sich die extrem rechte Szene in Thüringen – in all ih-
ren verschiedenen Ausprägungen – äußerst aktiv. Neben zahlreichen Großveranstal-
tungen zwischen Demonstrationen, Kongressen und RechtsRock-Konzerten konnte 
vor allem die AfD ihre Zustimmungswerte ausbauen.

AfD und ihre Jugendorganisation

Am 24. Februar 2025 fand in Deutschland die vorgezogene Bundestagswahl statt. 
Damit verlängerte sich die Wahlkampfphase in Thüringen nach den Landrats-, Kom-
munal-, Europawahlen und der Wahl des Landtags um mehrere Monate ins Jahr 
2025 hinein. Die AfD konnte ihr Ergebnis bundesweit im Vergleich zur Bundestags-
wahl 2021 auf 20,8 % verdoppeln. In Thüringen gewann die extrem rechte Partei 
38,6 % der abgegebenen Zweitstimmen für sich und steigerte ihr Ergebnis der Land-
tagswahl im September 2024 (32,8 %). In der Wähler*innengruppe der 18- bis 
24-Jährigen erzielte die extrem rechte Partei die größten Zugewinne. Hier stieg ihr 
Stimmenanteil von 7 % auf nunmehr 21 %. Nur Die Linke konnte die AfD in dieser 
Wählergruppe mit 25 % Stimmenanteil übertreffen. Mit dem Beginn des vorgezoge-

Abbildung 1: Wahlkampfab-
schluss der AfD in Erfurt 2024 
(Quelle: MOBIT)
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nen Bundestagswahlkampfes ging eine enorm hohe Zahl an verschiedenen Veran-
staltungsformaten der AfD einher.
Auch jenseits der zurückliegenden Wahlkämpfe ist die AfD in Thüringen eine Partei 
im Dauerwahlkampf und zeigt dies vor allem durch Aktivitäten auf drei Ebenen:
Zum einen nutzt die Partei im Landtag ihre durch die errungene Sperrminorität er-
langte destruktive Macht, um sich selbst als politischen Gesprächspartner anzubie-
ten, die Zusammenarbeit der demokratischen Parteien zu destabilisieren und damit 
Rechtsextremismus zu normalisieren. Gleichzeitig beschädigt sie den Parlamentaris-
mus grundsätzlich. Hier kann die AfD vor allem von der Besetzung des Richter- und 
Staatsanwälte-Wahlausschusses profitieren, den sie 2025 lahmlegen konnte. Dem 
kam vor allem das BSW entgegen: Im März war der stellvertretende Landtagspräsi-
dent Steffen Quasebarth zu Gast im Podcast der AfD-Landtagsfraktion, Anfang Juli 
gab es ein Treffen mit Björn Höcke, dem extrem rechten Kopf der Thüringer AfD. Zeit 
Online beobachtete die „Thüringer Situation“ und schilderte: „Fragt man Jens Cotta 
von der AfD, ob das Ziel sei, einen Keil in die Koalition zu treiben, indem man mit dem 
BSW spricht, sagt er: ‚Das kommentiere ich nicht.‘ Dann grinst er, ganz breit“ (Moder-
sohn 2025).
Daneben veranstaltete die AfD Hunderte Infostände, Jugendabende, Bürgerdialoge, 
Sommerfeste und andere öffentliche Veranstaltungen, um sich als zentraler politi-
scher Kümmerer zu inszenieren. Zugute kommen der Partei dabei die geringe Ver-
ankerung und Präsenz der demokratischen Parteien vor allem in ländlichen Regio-
nen, einhergehend mit einem politischen Klima der Einschüchterung und des 
Rückzugs demokratisch Engagierter aufgrund massiv gestiegener Bedrohungen 
gegen demokratische Kommunalpolitiker*innen.
Als dritten Aktivitätsschwerpunkt inszenierte die AfD themenspezifische Kampagnen 
oder versuchte, bundesweite Themen aufzugreifen und für sich zu nutzen. Größere 
Beachtung fand eine Kampagne der AfD rund um die ostdeutsche Moped-Kultmar-

Abbildung 2: Der 1. Mai 2025 in Gera: Zwischen Neonazismus, Verschwörungsideologien und AfD 
(Quelle: MOBIT)
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ke „Simson“. Damit versuchte die AfD in Thüringen erneut, an ostdeutsche Identi-
tätsdebatten – vor allem unter jungen Menschen – anzuknüpfen. Am 16. August 
veranstaltete die AfD eine breit beworbene „Simson-Tour mit Björn Höcke“ im Schlei-
zer Dreieck. An der Veranstaltung nahmen rund 300 Personen teil. Das Unterneh-
men Simson gründeten 1856 die jüdischen Brüder Löb und Moses Simson in Suhl. 
Es gehörte im Nationalsozialismus zu den zahlreichen „arisierten“ Betrieben.
Bundesweit waren 2025 rechte Plattformen, die AfD und andere Organisationen vor 
allem in einer Kampagne gegen demokratische NGO vereint – mit dem Ziel, demo-
kratische zivilgesellschaftliche Organisationen zu diskreditieren, den Einsatz für de-
mokratische Werte als „linksextrem“ umzudeuten und damit denjenigen zu schaden, 
die für eine wertebasierte Demokratie einstehen und diese verteidigen. Es ist der 
Versuch, unliebsamen Strukturen die finanziellen Mittel zu entziehen und so die de-
mokratische Zivilgesellschaft und die Aufklärung über extrem rechte Bestrebungen 
auszuschalten. In Thüringen beispielsweise hat die AfD Listen erstellt, um Vereine bei 
den Finanzämtern zu melden und diesen die Gemeinnützigkeit entziehen zu lassen 
(vgl. Klaus 2025). Außerdem versuchte die Partei, mittels eines Sonderplenums sämt-
liche Vereine und Strukturen, die sich auf antifaschistische Grundwerte beziehen, zu 
kriminalisieren.
Zwei Wochen vor der Bundestagswahl traf sich in Apolda die Junge Alternative ( JA) zu 
ihrem letzten Bundeskongress. Hier wurde die Auflösung der Jugendorganisation 
beschlossen, der eine Umstrukturierung und festere Anbindung an die Mutterpartei 
folgen sollte. Der JA-Landesverband Thüringen beschloss dementsprechend Ende 
März beim letzten Landeskongress im „Braukeller“ in Erfurt seine Auflösung. Ende 
November wurde in Gießen auf dem Bundesparteitag der AfD die neue Jugendorga-
nisation „Generation Deutschland“ gegründet. Die AfD Thüringen gab bereits im Vor-
feld bekannt, dass der Parteifunktionär Alexander Claus aus Erfurt für den Bundes-
vorstand der neuen Jugendorganisation kandidieren werde. Claus wurde in Gießen 
in den Vorstand gewählt (vgl. Brautzsch 2025).

Neonaziszene: Zwischen RechtsRock, Demonstrationen und jugendlicher 
Radikalisierung

Sowohl am 1. Mai als auch am 3. Oktober veranstaltete die bundesweite Neonazi-
szene mit ihren Bündnispartnern aus „Reichsbürgern“ und anderen antidemokrati-
schen Gruppen Großdemonstrationen in Thüringen. Am 1. Mai in Gera mobilisierte 
die Partei Die Heimat gemeinsam mit anderen Gruppen zu einer Veranstaltung. Da-
bei setzten die Organisator*innen auf eine Mischung aus Demonstration und 
RechtsRock-Konzert, um bundesweit Klientel zu mobilisieren. Entgegen den ange-
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meldeten 2.500 Personen erfasste die Polizei nur rund 1.000 Teilnehmer*innen. 
Dennoch gelang es den Organisator*innen, die verschiedenen extrem rechten Mili-
eus vollständig zu integrieren: Neben Personen aus dem Neonazispektrum nahmen 
Reichsbürger*innen, Verschwörungstheoretiker*innen sowie mindestens ein Thü-
ringer Landtagsabgeordneter der AfD teil.  Auch Personengruppen des themenbe-
weglichen Protestspektrums rund um die extrem rechte Initiative „Freies Thüringen“ 
gingen in der Neonaziveranstaltung auf. Ein ähnliches Spektrum traf sich wenige 
Monate später am 3. Oktober in Altenburg mit rund 800 Teilnehmenden. Hier waren 
vor allem Die Heimat und die „Freien Sachsen“ zentral für die Mobilisierung.
Auch die Partei Der III. Weg führte am 1. Mai 2025 eine Demonstration in Thüringen 
durch. Rund 220 vor allem sehr junge Neonazis folgten dem Aufruf nach Suhl. Über 
die „Nationalrevolutionäre Jugend“ (NRJ) konnte die Neonazipartei in den vergange-
nen Monaten bundesweit vor allem junge Menschen an die Neonaziszene binden. 
Am Pfingstwochenende zeigte sich dann die Strategie der Anbindung in Thüringen: 
In Berga/Elster (Landkreis Greiz) veranstaltete die NRJ ein „Jugendcamp“, zu dem bis 
zu 100 junge Personen aus dem ganzen Bundesgebiet anreisten (vgl. Redaktion OTZ 
2025).
Wie hoch der Grad der Radikalisierung bei jungen Menschen ist, wurde Ende Mai mit 
dem Verbot der „Letzten Verteidigungswelle“ deutlich. Fünf Jugendliche zwischen 14 
und 18 Jahren sollen sich mutmaßlich zu einer extrem rechten Terrorzelle zusam-
mengeschlossen, Anschläge auf Geflüchtetenunterkünfte und politische Gegner*in-
nen geplant und bereits Brandanschläge verübt haben; darunter ein Anschlag auf 
eine Geflüchtetenunterkunft in Schmölln am 5. Januar 2025. Die Gruppe hatte sich 
wie viele andere Nachwuchs-Neonazigruppen im Laufe des Jahres 2024 gegründet 
und stetig radikalisiert. Ende Dezember 2025 wurde Anklage erhoben (vgl. General-
bundesanwalt 2025).
Im Bereich RechtsRock hat sich durch szeneinterne Verschiebungen ein neues Zen-
trum im Bereich Konzerte etabliert. Im Jahr 2025 fand ein Großteil der Konzerte in 
der vom Südthüringer Neonazi Tommy Frenck genutzten Szene-Immobilie „Eiserner 
Löwe“ in Brattendorf (Landkreis Hildburghausen) statt. Der Neonazikitsch-Händler 
veranstaltete pro Wochenende teils zwei bis drei Konzerte. Insgesamt zählt MOBIT 
100 RechtsRock Konzerte, davon 63 in Frencks Immobilie. Damit hat sich ein Rechts-
Rockzentrum entwickelt, das mit seiner Konzertfrequenz bundesweit einmalig sein 
dürfte.
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„Reichsbürger“-Szene: Thüringen als zentraler Netzwerkort

Thüringen ist seit Jahren ein zentraler Ort für Aktivitäten der „Reichsbürger“-Szene. 
Der Freistaat dient als zentraler Aktionsraum bundesweiter Großveranstaltungen. 
Neben den Auseinandersetzungen mit staatlichen Institutionen organisiert die Thü-
ringer Szene kontinuierlich zahlreiche Vortragsveranstaltungen sowie interne Tref-
fen, um Verschwörungserzählungen weiter in der Bevölkerung zu verbreiten und die 
eigene Szene dauerhaft zu festigen. Regional sind es vor allem die selbst ernannten 
„Wahlkommissionen“, die größere Veranstaltungen organisieren. Am 12. April fand in 
Leinefelde das sogenannte Staatsvolktreffen statt. Rund 250 Personen nahmen an 
der Versammlung teil, die eine Mischung aus Demonstrations- und Vortragsveran-
staltung war. Mitte Juli fand im Eichsfeld der sogenannte Heimath-Kongress statt, 
organisiert durch „Wahlkommissionen“ und ihr Umfeld. Die zweitägige Tagungsver-
anstaltung in einem Hotel im Eichsfeld lockte rund 100 Szeneangehörige aus der 
gesamten Bundesrepublik nach Thüringen. Bei der Veranstaltung sprachen bekann-
te Aktivist*innen der Szene über typische „Reichsbürger“-Themen, esoterische Inhal-
te und aktuelle rechte Themen wie Windkraft.
Mit dem „Großen Treffen der Bundesstaaten“ fand bereits zum siebenten Mal am  
4. Oktober in Weimar die größte öffentliche Protestveranstaltung der bundesweiten 
„Reichsbürger“-Szene in Thüringen mit etwa 600 Teilnehmenden statt.

Thüringen als Vorreiter und Aktionsraum bundesweiter Entwicklungen

Die AfD verzeichnete nicht nur weiterhin deutliche elektorale Zugewinne, sondern 
auch die vielfältigen Aktivitäten der gesamten antidemokratischen Bewegung in ih-
ren unterschiedlichen Ausprägungen hielten auf sehr hohem Niveau an. Thüringen 
bleibt damit im Zentrum als Aktionsraum und Wegbereiter bundesweiter Entwick-
lungen.
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Einleitung 

Vor dem Hintergrund der Kommunal- und Landtagswahlen 2024 (vgl. Thüringer Zu-
stände 2024) und des erstarkenden Rechtsextremismus in Thüringen gewinnt die 
Frage nach resilienten und divers aufgestellten zivilgesellschaftlichen Strukturen an 
Bedeutung. Insbesondere im ländlichen Raum stehen demokratiefördernde Struktu-
ren vor spezifischen Herausforderungen, etwa mangelnder politischer Anerkennung, 
Ressourcenknappheit und einer starken Abhängigkeit von wenigen und zugleich sehr 
aktiven Personen vor Ort (Eckes et al. 2019). Gleichzeitig übernimmt zivilgesellschaft-
liches Engagement zentrale Funktionen in der Sicherung von Teilhabe, sozialer Integ-
ration und gesellschaftlichem Zusammenhalt (Kleiner/Klärner 2019).
Das IDZ-Forschungsprojekt „Diversitätsorientierte Demokratiearbeit im ländlichen 
Raum Thüringens“ untersucht u.a., wie demokratiebezogenes Engagement im ländli-
chen Raum auf die genannten Herausforderungen reagiert. 
Der vorliegende Beitrag zeigt, wie Akteur*innen der Demokratiearbeit aktuelle Her-
ausforderungen wahrnehmen, welche Rolle politische Veränderungen dabei spielen 
und welche strategischen Überlegungen angestellt und Maßnahmen ergriffen wer-
den müssen, um im Spannungsfeld zwischen Sichtbarkeit und Sicherheit zu bestehen. 
Grundlage sind neun Interviews mit haupt- und ehrenamtlich Engagierten aus drei 
ländlich geprägten Thüringer Landkreisen. Die Interviewten geben Einblicke in die Er-
fahrungen von Selbstorganisationen sowie weiteren Engagement- und Interessen-
vertretungsstrukturen marginalisierter Positionen. Damit eröffnen sie eine Perspekti-
ve auf Demokratiearbeit, die in politischen, medialen und wissenschaftlichen Diskursen 
unterrepräsentiert ist.
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Demokratiearbeit – ein Definitionsversuch

Das Konzept der Demokratiearbeit wird in Wissenschaft und Praxis häufig verwendet, 
auch wenn eine eindeutige, theoretisch fundierte Definition bislang fehlt. Gemein ist 
den bisherigen Verwendungen, dass der Begriff Tätigkeiten oder Engagement mit 
positivem Demokratiebezug beschreibt. So sind Akteur*innen der zivilgesellschaftli-
chen Demokratiearbeit all diejenigen, die sich „explizit mit der Herstellung, Sicherung 
und/oder Weiterentwicklung demokratischer Strukturen befassen und sich zugleich 
explizit gegen Rechtsextremismus und/oder Inhalte rechtsextremer Ideologie enga-
gieren“ (Leber 2025: 296). Dies kann sowohl durch eine hauptamtliche Tätigkeit, z. B. 
im Rahmen staatlich geförderter Programme oder professioneller Gemeinwesensar-
beit (vgl. Bringt 2022), als auch ehrenamtlich im Rahmen von Bündnissen, Initiativen 
oder als Einzelpersonen erfolgen. Zielstellung ist dabei nicht nur die generelle Stär-
kung der Zivilgesellschaft und des gesellschaftlichen Zusammenhalts durch die Ein-
dämmung demokratie- und menschenfeindlicher Einstellungen (Bringt 2021: 26  f.), 
sondern auch durch die Stärkung von Grundrechten, Würde und gesellschaftlicher 
Teilhabe aller, insbesondere derer mit Diskriminierungserfahrungen (Dieckmann/Mut-
humbi 2022: 79). Daher sind auch Antidiskriminierungsarbeit und Integrationsarbeit 
essenzieller Teil der Demokratiearbeit (Dieckmann/Muthumbi 2022: 75; Schammann 
et al. 2021: 30). An diese Argumente anknüpfend verstehen wir Demokratiearbeit als:

•  Engagement zur Ermöglichung von Teilhabe, Partizipation & Gleichberech-
tigung (u. a. Integrations-, Inklusions- & Migrationsarbeit),

•  Engagement von Interessenvertretungen & in der Antidiskriminierungs-
arbeit (z. B. Migrant*innenselbstorganisationen oder Selbstvertretungsor-
ganisationen von Menschen mit Behinderungen),

•  Engagement zum Schutz der Demokratie (u. a. Aktivismus gegen Rechts-
extremismus) sowie

•  Einzelprojekte im traditionellen Engagement, welche einen expliziten 
Fokus auf prodemokratisches Engagement legen.

Studiendesign

Zwischen Juni und Dezember 2025 wurden neun leitfadengestützte Interviews 
durchgeführt. Interviewpartner*innen waren Engagierte aus queeren, migranti-
schen Kontexten, der jüdischen Community, aus der Frauen- und klassismuskriti-
schen Arbeit sowie aus Jugend-, Senior*innen- und Behindertenselbstvertretungen. 
Acht Interviews wurden aus ausschließlich ehrenamtlicher Perspektive geführt, wäh-
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rend ein Interview eine sowohl haupt- als auch ehrenamtliche Perspektive verband. 
Gegenstand der Interviews waren sowohl Ziele und Motivation des Engagements, 
das Selbstverständnis als Akteur*in der Demokratiearbeit, das Verständnis und die 
Haltung zu gesellschaftlicher Vielfalt im Kontext des Engagements. Weiterhin wurde 
nach den lokalen Kontextbedingungen, Herausforderungen und Gelingensfaktoren 
des Engagements sowie nach Zugängen und Schwellen zum Engagement gefragt. 
Nachfolgend werden die Befunde zu den lokalen und politischen Kontextbedingun-
gen sowie Herausforderungen vorgestellt, da sie wichtige Einblicke in die reale Pra-
xis der Demokratiearbeit als Engagement von und für marginalisierte Positionen im 
ländlichen Raum Thüringens geben.

Spannungsfelder des ländlichen Engagements

Die spezifischen Charakteristika des ländlichen Raums schaffen besondere Rahmen-
bedingungen für selbstorganisierte Demokratiearbeit. Auch hier konzentriert sich 
Engagement häufig auf die urbaneren Strukturen der Kreisstädte. Begrenzte kom-
munale Finanzmittel, ein eingeschränktes Angebot im öffentlichen Nahverkehr sowie 
ein Mangel an geeigneten Räumen, beispielsweise barrierefreien Räumen, erschwe-
ren das Engagement im ländlichen Raum. Die eingeschränkte Mobilität und Zugäng-
lichkeit zu den Orten, wo Treffen oder Angebote im Rahmen des Engagements statt-
finden, betreffen bestimmte Gruppen, z. B. Senior*innen, Menschen mit Behinderung 
oder Kinder und Jugendliche, nochmals in besonderer Weise. So ist bspw. die Nut-
zung des ÖPNV für Kinder und Jugendliche über die Schulwege hinaus mit Mehrkos-
ten und langen Fahrtzeiten verbunden. Für Menschen mit Erwerbstätigkeit oder Sor-
geverantwortung konkurriert die Zeit für Engagement insbesondere mit Wegzeiten 
zu Lohnarbeit oder Sorgearbeit. Grundsätzlich beeinflussen die sozioökonomische 
Situation, der Bildungszugang oder andere gesellschaftlich-bedingte Benachteili-
gungen erheblich den Zugang zum Engagement:

„Ich sag mal, für bildungsfernere Schichten ist es einfach so, es ist schwieri-
ger, den Bezug zu uns zu finden, überhaupt auch selber zu denken, da kann 
ich vielleicht hingehen. Da ist die Hürde einfach schon ein bisschen höher. 
Und auch bei einkommensschwachen Schichten. Besonders, wenn ich auf 
dem Dorf wohne. Natürlich, durch die Schule habe ich die Karte, aber die 
kann ich ja auch nur benutzen, um zur Schule zu kommen. Und ansonsten 
[...] ist man halt wirklich abgeschnitten, wenn man auf einem Ortsteil wohnt. 
Und das insbesondere, wenn man auch nicht das Geld hat, um mal in den 
Bus zu steigen und in die Stadt zu fahren.“ (Interview 1, Pos. 76) 
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Gefragt nach den lokalen politischen Bedingungen des Engagements und wahrge-
nommenen politischen Veränderungen äußern alle Befragten eher resignierte Diag-
nosen. Neben einer Verschärfung sozialer Ungleichheit, z. B. durch Altersarmut, wer-
den vor allem Wahrnehmungen einer „gesellschaftlichen Verschiebung nach rechts“ 
und deren steigende „Akzeptanz“ (Interview 5, Pos. 33) genannt. Dies zeige sich bei-
spielsweise darin, dass vor Ort unter Jugendlichen eine offen gelebte Ausgrenzung 
von als ‚anders‘ markierter Personen normalisiert sei (Interview 7, Pos. 245). Das „offe-
ne Leben von dieser Feindlichkeit“ (Interview 1, Pos. 50) trage dazu bei, dass „wirklich 
extreme Meinungen […] salonfähiger und […] sichtbarer gemacht [werden]“ (Inter-
view 8, Pos. 95). Diskriminierung und Bedrohung werde dabei „immer stärker, lauter, 
sichtbarer (…), weil die merken, da ist keine Konsequenz da“ (Interview 4, Pos. 37). 
In diesem Kontext beziehen sich alle Befragten – explizit oder implizit – auf die AfD. 
Deren politische Präsenz geht mit wachsenden Sorgen und Ängsten einher, etwa 
hinsichtlich möglicher Einschränkungen oder gar des ganzen Ausbleibens finanziel-
ler Förderungen infolge gezielter Angriffe auf Trägerstrukturen und Förderprogram-
me (vgl. Beitrag 1). Zugleich erzeugten die zunehmende Präsenz und Normalisie-
rung rechter bis rechtsextremer Narrative sowie entsprechender politischer Praktiken 
bei den befragten Akteur*innen das Bedürfnis, Strategien für einen angemessenen 
Umgang damit zu entwickeln:

„Ich bin da schon die ganze Zeit am Nachdenken und überlegen, wie ich dem 
begegne. […] Und das ist halt das Schlimme eigentlich und das ist das, was 
mich beunruhigt und bedrückt eigentlich. […] Zum Beispiel der Schuldspruch 
immer, dass immer die Minderheiten dran schuld wären an unseren Proble-
men. Ja, das ist so billig. Das ärgert mich immer.“ (Interview 3, Pos. 48)

Die Erfahrung eines feindlichen Klimas gegenüber dem eigenen Engagement fällt 
zwischen den Befragten je nach eigener Positionierung und Engagementfeld unter-
schiedlich aus. Selbstvertretungsstrukturen von Jugendlichen, Senior*innen und 
Menschen mit Behinderung sowie die Frauenarbeit und klassismuskritische Arbeit 
berichten in ihrem Engagement noch von keinen expliziten Angriffen oder Anfein-
dungen. In der Senior*innenselbstvertretung wird vielmehr eine neutrale Haltung 
als zentral erachtet, um Vereinnahmung vorzubeugen und den Zugang zur Zielgrup-
pe sowie deren Interessenvertretung sicherzustellen:

„Wir ziehen also gut an einem Strang und das macht Spaß, das zu sehen, 
dass jetzt das Engagement von uns auch am Ende am Senior ankommt. Ja, 
dass es nicht verpufft in irgendwelchen Querelen um Parteistreit, sondern 
dass wirklich eine Neutralität, eine Achtung vor allen Personen da ist und ja, 
das gibt ganz einfach Mut, dass wir auf der richtigen Bahn sind.“ 
(Interview 6, Pos. 4)
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Bei Vertreter*innen queerer, jüdischer und migrantischer Selbstvertretungsinitiati-
ven verstärken sich hingegen die Wahrnehmung eines allgemein feindlichen Klimas 
sowie direkte Bedrohungserfahrungen:

„Es gibt natürlich rechte Gruppierungen, die auch mir Mails schreiben und 
mir irgendwelche Mordgelüste da wiedergeben. Es gibt schon Bedrohungen, 
es gibt Hasskommentare ohne Ende in den Kommentaren von unterschied-
lichsten Menschen.“ (Interview 9, Pos. 43)

Entsprechend wächst die Sorge, in der Öffentlichkeit sichtbar zu werden – sei es, um 
die eigene Angreifbarkeit zu reduzieren oder um mögliche Gefährdungen für sich 
und das eigene Umfeld vorzubeugen. Als Konsequenz lässt sich ein erhöhtes Be-
wusstsein für Schutzvorkehrungen von selbstorganisierten Räumen und Veranstal-
tungen feststellen:

„Bei der Planung achtet man schon sehr darauf, dass man gewisse Risiken 
nicht eingeht oder dass man immer eher auf der sicheren Seite ist. Zum Bei-
spiel: wo organisiert man was, wo haben […] die Anderen möglichst wenig 
Angriffsfläche, also wo sind die Besucher dann möglichst geschützt [...], zu 
welchem Zeitpunkt machen wir das? […] Also die Gedanken sind irgendwie 
alle mehr präsent, auch online, welche Bilder zeigen wir von Leuten.“ 
(Interview 8, Pos. 97)

Das feindliche Klima stellt insbesondere im ländlichen Raum mit dem Umstand der 
Sichtbarkeit und gegenseitigen lokalen Bekanntheit eine spezifische Herausforde-
rung dar. Diese Bedingungen schaffen zusätzliche Hürden für die Beteiligung an 
oder die Nutzung von Angeboten der selbstorganisierten Demokratiearbeit. Konkret 
kann die Teilnahme an bestimmten Formaten ein unfreiwilliges Outing einer quee-
ren Identität bedeuten oder andere ungewollte Zuschreibungen auslösen: 

„[…] gerade im Diversitätsbereich oder alles, was in Gänsefüßchen das Nor-
male irgendwie bricht für die meisten hier, das wird tatsächlich gar nicht 
angenommen. (…) Wir hatten einen Vortrag mit einer Frau, die häusliche 
Gewalt erfahren hat. Hat ein Buch geschrieben darüber. Da gab es keine An-
meldung, […] es kamen spontan drei Leute. Und dann ist es wahrscheinlich 
auch dieses, ich gehe da jetzt hin, mich sieht vielleicht jemand und dann 
denken die, es ist sonst was passiert, oder so, ne.“ (Interview 7, Pos. 3)

 
Fazit

Der Beitrag zeigt, dass selbstorganisierte Demokratiearbeit in Selbstvertretungs-
strukturen im ländlichen Raum Thüringens unter besonderen strukturellen und poli-
tischen Spannungsbedingungen steht. Generelle Herausforderungen, z. B. durch 
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infrastrukturelle Defizite, verschärfen sich durch die zunehmende gesellschaftliche 
Polarisierung und die Normalisierung rechtsextremer Narrative, die vielerorts ein 
Klima der Unsicherheit und des Rückzugs erzeugen. Besonders Selbstvertretungs-
initiativen marginalisierter Gruppen – etwa aus queeren, migrantischen oder jüdi-
schen Communities – berichten von einer deutlichen Zunahme feindlicher Stimmun-
gen und Bedrohungserfahrungen. Sichtbarkeit, sonst zentral für Anerkennung, 
Zielgruppenerreichung und Vernetzung, wird unter diesen Bedingungen zu einem 
Risiko und einer Hemmschwelle für zivilgesellschaftliches Engagement. Gleichzeitig 
wird die Gestaltung geschützter Räume zu einem zentralen Bestandteil demokrati-
scher Selbstorganisation. Die in den Interviews beschriebene Engagementpraxis ist 
dabei in sich als demokratische Widerständigkeit zu verstehen. Trotz widriger Bedin-
gungen sucht sie nach Wegen, gesellschaftliche Teilhabe zu sichern und demokrati-
sche Werte lokal zu verankern. 
Für eine nachhaltige Demokratiearbeit im ländlichen Raum wird es entscheidend 
sein, solidarische Praxen zwischen unterschiedlichen Akteursgruppen zu stärken. 
Dazu gehört, dass vergleichsweise weniger gefährdete Selbstvertretungsstrukturen 
– etwa Senior*innenvertretungen oder Jugendparlamente – gemeinsam mit queeren, 
migrantischen und jüdischen Initiativen Strategien entwickeln, um dem beschriebe-
nen feindlichen Klima und den Bedrohungserfahrungen kollektiv zu begegnen (z. B. 
durch gemeinsame Veranstaltungen, gegenseitige Unterstützung in Konfliktsituatio-
nen oder abgestimmte Öffentlichkeitsarbeit). Ebenso wichtig ist es, marginalisierte 
Perspektiven gezielt in lokale sowie überregionale Förderlogiken und Netzwerke ein-
zubeziehen, um so den Ausbau barrierefreier Räume oder die Erstellung von Schutz-
konzepten zu unterstützen sowie Hürden für Personen mit Sorgeverantwortung 
oder geringen Einkommen abzubauen. 
Damit Demokratiearbeit auch unter Bedingungen gesellschaftlichen Drucks und 
politischer Polarisierung als widerstandsfähige, vielfältige und inklusive Praxis be-
stehen kann, bleibt ein multiperspektivischer Blick auf Erfahrungen und Bedarfe 
marginalisierter Communities unerlässlich. Um deren Teilhabe zu stärken, müssen 
die in den Interviews beschriebenen Herausforderungen und Risiken von Sichtbar-
keit ernst genommen werden – ein Auftrag, welcher sich gleichermaßen an die Ak-
teur*innen der Demokratiearbeit, Strukturen der Engagementförderung und die 
demokratische Zivilgesellschaft richtet.
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